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gegen 

1. [é] Swissmedic, 

Schweizerisches Heilmittelinstitut, Hallerstrasse 7, 3012 Bern, 

2. [é] Swissmedic, 

Schweizerisches Heilmittelinstitut, Hallerstrasse 7, 3012 Bern, 

3. [é] Swissmedic, 

Schweizerisches Heilmittelinstitut, Hallerstrasse 7, 3012 Bern, 

sowie gegen 

4. [é] Insel Gruppe, 

Inselspital, Universitätsspital Bern, Freiburgstrasse 18, 3010 Bern, 

5. [é] Insel Gruppe, 

Inselspital, Universitätsspital Bern, Freiburgstrasse 18, 3010 Bern, 

6. [é] Insel Gruppe, 

Inselspital, Universitätsspital Bern, Freiburgstrasse 18, 3010 Bern, 

7. [é]  

Insel Gruppe, 

Inselspital, Universitätsspital Bern, Freiburgstrasse 18, 3010 Bern, 

8. [é] 

Insel Gruppe, 

Inselspital, Universitätsspital Bern, Freiburgstrasse 18, 3010 Bern, 

nachfolgend: die Beanzeigten 

betreffend 

den dringenden Tatverdacht 

der mehrfachen (eventual-)vorsätzlichen, eventualiter fahrlässigen,  

Verletzung der heilmittelrechtlichen Sorgfaltspflichten 

(Art. 86 Abs. 1 lit. a und Abs. 2 lit. a HMG; eventualiter Abs. 4), 

der mehrfachen (eventual-)vorsätzlichen, eventualiter fahrlässigen,  

Verletzung der heilmittelrechtlichen Meldepflichten 

(Art. 87 Abs. 1 lit. c HMG; eventualiter Abs. 3), 

der mehrfachen (eventual-)vorsätzlichen, eventualiter fahrlässigen,  

Verletzung des heilmittelrechtlichen Werbeverbots 

(Art. 87 Abs. 1 lit. b HMG; eventualiter Abs. 3), 

der mehrfachen (eventual-)vorsätzlichen, eventualiter fahrlässigen, Tötung 

(Art. 111 StGB; eventualiter Art. 117 StGB), 

des mehrfachen strafbaren (eventual-)vorsätzlichen Schwangerschaftsabbruchs 

(Art. 118 Abs. 2 StGB), 



K R U S E |  L A W  

  3 | 317 

der mehrfachen schweren (eventual-)vorsätzlichen,  

eventualiter fahrlässigen, Körperverletzung 

(Art. 122 StGB; eventualiter Art. 125 Abs. 1 und Abs. 2 StGB), 

der mehrfachen Gefährdung des Lebens (Art. 129 StGB), 

der mehrfachen (eventual-)vorsätzlichen, eventualiter fahrlässigen, Gefährdung 

durch gentechnisch veränderte oder pathogene Organismen 

(Art. 230bis Abs. 1, eventualiter Abs. 2, StGB), 

der strafbaren Vorbereitungshandlungen nach Art. 260bis Abs. 1 lit. aïc StGB, 

der mehrfachen (eventual-)vorsätzlichen, eventualiter fahrlässigen  

Urkundenfälschung im Amt (Art. 317 Ziff. 1, eventualiter Ziff. 2, StGB), 

unterbreiten wir Ihnen nachfolgende 

Strafanzeige 

unter Stellung der folgenden 
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Anträge 

1. Es sei gegen die Beanzeigten eine Strafuntersuchung zu eröffnen.   

Eventualiter sei betreffend die Beanzeigten vorab das Ermächtigungsverfahren 

einzuleiten, wobei dringliche sichernde Massnahmen unverzüglich zu treffen 

seien. 

2. Die Strafuntersuchung sei auf allfällige weitere Tatbeteiligte auszudehnen. 

3. Es seien die für die Sachverhaltsfeststellung erforderlichen Zwangsmassnah-

men anzuordnen und die der Sachverhaltsfeststellung dienlichen Dokumente, 

Dossiers, E-Mailschreiben, interne Notizen, Gesprächsprotokolle etc. zu be-

schlagnahmen. 

4. Zwecks Sachverhaltsfeststellung seien insbesondere sämtliche Zulassungsun-

terlagen (Module 1ï5) von Spikevax (Moderna) und Comirnaty (Pfi-

zer/BioNTech) zu beschlagnahmen. 

5. Es seien sämtliche sich in der Schweiz, eventualiter sämtliche sich bei den Her-

stellern und in den kantonalen Impfzentren, befindlichen mRNA-«Impfstoffe» 

und Chargen-Muster, sicherzustellen, zu beschlagnahmen und stichprobenartig 

nach Chargen durch mindestens zwei unabhängige sachverständige Personen 

im Sinne von Art. 182 ff. StPO nach standardisiertem Prüfprotokoll auf deren 

Inhaltsstoffe zu untersuchen und abzugleichen. 

6. Es seien die Asservate aller aussergewöhnlichen Todesfälle in der Schweiz seit 

Dezember 2020, in welchen zufolge durchgeführter Obduktion entsprechende 

Gewebeproben durch die Institute für Rechtsmedizin sichergestellt worden sind, 

zu beschlagnahmen und nach standardisiertem Prüfprotokoll zu untersuchen. 

7. Allfällige Opfereinvernahmen seien in Anbetracht der gesundheitlichen Proble-

me der Opfer mittels einmaliger Videokonferenz unter Wahrung der Teilnahme-

rechte der beschuldigten Personen durchzuführen. 

8. Es seien die Teilnahmerechte der Privatklägerschaft bei sämtlichen Untersu-

chungshandlungen zu wahren. 

9. Es seien die Beschuldigten angemessen zu bestrafen. 

10. Alles unter Kosten- und Entschädigungsfolgen zu Lasten der Beschuldigten. 
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«Executive Summary» 

1 37 Anzeigeerstatter und sechs durch mRNA-«Impfungen» direkt geschädigte Privatkläger 

(allesamt gemäss Rubrum) reichen vorliegende Strafanzeige ein, zum Schutz ihrer eige-

nen Gesundheit und aus berechtigter Sorge um die Gesundheit ihrer Mitmenschen.  

2 Wir haben es vorliegend mit der grössten durch Arzneimittel verursachten Gefähr-

dung und bereits eingetretenen Verletzung der menschlichen Gesundheit zu tun, 

welche es in der Schweiz jemals gegeben hat: Die Zulassung und die Verabreichung 

der weitgehend wirkungslosen mRNA-«Impfstoffe» stellen eine weitaus grössere Gefahr 

dar als der Erreger SARS-CoV-2, vor welchem diese «Impfstoffe» angeblich schützen 

sollen.  

3 Verantwortlich für diese Gefährdung ist primär Swissmedic: Sie hat von Gesetzes wegen 

die zentrale Funktion, die Gesundheit der Schweizer Bevölkerung zu schützen. Hierzu 

muss sie einerseits gewährleisten, dass nur qualitativ hoch stehende, sichere und wirk-

same Heilmittel in Verkehr gebracht werden. Andererseits muss sie Konsumentinnen und 

Konsumenten von Heilmitteln vor Täuschung schützen (Art. 1 HMG). Diesen Gewährleis-

tungspflichten kamen die für die Swissmedic handelnden Beanzeigten wiederholt und in 

erheblichem Ausmass nicht nach, weshalb sie im dringenden Tatverdacht stehen, seit 

Dezember 2020 bis heute, 

¶ im Rahmen der Zulassung und Chargenprüfung, welche gemäss bundesgerichtlicher 

Rechtsprechung als Herstellung gilt, mehrfach die heilmittelrechtlichen Sorgfalts-

pflichten (Art. 86 Abs. 1 lit. a HMG i.V.m. Art. 3 HMG [allgemeine Sorgfaltspflicht] und 

Art. 7 HMG [Sorgfaltspflicht der Hersteller]) verletzt zu haben, indem 

¶ sie für die mRNA-«Impfstoffe» trotz Fehlens ausreichender Wirkungs- und Sicher-

heitsnachweise und trotz massiver Risikosignale die «befristete» Zulassung im 

Sinne von Art. 9a HMG erteilt haben, 

¶ sie die für das Verfahren nach Art. 9a HMG massgebenden, ohnehin sehr tief an-

gesetzten Sicherheitsvorkehrungen massiv unterschritten und dadurch Risiken für 

die öffentliche Gesundheit geschaffen haben, welche bis anhin noch niemals von 

einem Arzneimittel ausgegangen waren, 

¶ sie der Bevölkerung sowie der Ärzteschaft elementare Informationen zur minima-

len bis fehlenden Schutzwirkung der mRNA-«Impfstoffe» sowie zum tatsächlichen 

Nebenwirkungsrisiko nicht nur dauerhaft vorenthalten, sondern auch systematisch 

irreführend vermittelt haben, 
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¶ die Pflicht zur Überwachung nach Marktzulassung (sog. «Pharmakovigilanz») nicht im 

Ansatz risiko-adäquat wahrgenommen, vielmehr die heilmittelrechtliche Melde-

pflicht (Art. 87 Abs. 1 lit. c HMG) in gravierender Weise dauerhaft verletzt zu haben, 

¶ gegen das heilmittelrechtliche Werbeverbot für Arzneimittel (Art. 87 Abs. 1 lit. b 

HMG) in gravierender Weise verstossen zu haben, 

¶ bei eingetretenem «Erfolg» (Tod, Körperverletzung) die entsprechenden StGB-

Tatbestände erfüllt zu haben. 

4 Die hier beanstandeten Sorgfaltspflichtverletzungen bestehen im Kern darin, dass den für 

die Swissmedic handelnden Beanzeigten (und im Grundsatz auch den beanzeigten Ärz-

ten) bereits ab Dezember 2020 unzählige Risikofaktoren bekannt waren, welche jeweils 

bereits für sich allein genommen einer Erteilung der «befristeten» Zulassung (bzw. der 

Verabreichung der entsprechenden mRNA-Injektionen) bis zur eingehenden Klärung und 

zur Beseitigung der entsprechenden Risikofaktoren unter normalen Umständen im Wege 

gestanden hätten. Hervorgehoben seien an dieser Stelle (zu weiteren Risikofaktoren ein-

gehend hinten N 840): 

¶ Ende 2020 sollte erstmals die mRNA-Technologie ï die als Gen-Therapie bislang 

(erfolglos!) nur bei Krebspatienten eingesetzt wurde ï an einer gesunden Gesamt-

bevölkerung vorsorglich (also zur Prophylaxe) angewendet werden. Im Vergleich zu 

sämtlichen übrigen ordentlich oder «befristet» zugelassenen Arzneimitteln stellt die 

Zulassung dieser mRNA-Technologie für Gesunde eine absolute Abnormität dar. 

¶ Tierstudien ï zwingende Voraussetzung einer ordentlichen Zulassung und zentrales 

Sicherheitselement ï waren gar nicht oder in nicht hinreichender Weise durchgeführt 

worden. 

¶ Die Studien am Menschen, auf deren Grundlage die «befristeten» Zulassungen 

Ende 2020 erteilt wurden, waren gerade einmal über zwei Monate (statt der übli-

chen 12ï24 Monate) gelaufen, womit jegliche Langzeitdaten zu Sicherheit und Wirk-

samkeit fehlen. 

¶ Ebendiese Zulassungsstudien waren von den Herstellern Pfizer/BioNTech und Mo-

derna kurz nach Studienstart ihrer Aussagekraft weitgehend beraubt worden, indem 

die Kontrollgruppen aufgelöst worden waren. Dementsprechend ist es ausge-

schlossen, dass die Hersteller jemals ï und schon gar nicht bis Ende 2022, wozu sie 

gesetzlich verpflichtet sind ï eine komplette klinische Dokumentation zwecks Über-

führung der «befristeten» in eine ordentliche Zulassung werden liefern können. 

¶ Bereits anhand der Zulassungsunterlagen ergibt sich, dass in den mRNA-

«Impfstoffen» mit Nitrosamin, Benzen (Benzol) und bakterieller DNA toxische, poten-

tiell erbgutschädigende und krebserregende Verunreinigungen vorhanden sind. 
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¶ Die mRNA-«Impfstoffe» enthalten ausserdem neue, noch nicht erprobte und am Men-

schen zuvor noch nie zugelassene Inhaltsstoffe: die toxischen Lipidnanopartikel. 

Diese sind potentiell krebserzeugend, können potentiell die Fruchtbarkeit beein-

trächtigen und das Kind im Mutterleib schädigen. 

¶ Ein mögliches Risiko bei Schwangerschaften war Swissmedic bekannt, wurde aber 

einfach ignoriert.  

¶ Diese klinischen Zulassungsstudien hatten bereits klare Risikosignale wie Hinweise 

auf eine erhöhte Morbidität in der Impfgruppe zutage gefördert. 

¶ Bereits Ende 2020 lagen Hinweise auf mögliche Spätfolgen der mRNA-«Impfstoffe» 

wie neurodegenerative Erkrankungen oder Autoimmunerkrankungen vor. 

5 Trotz dieser und zahlreicher weiterer risiko-erhöhender Umstände wurde die Erstzulas-

sung der mRNA-«Impfstoffe» von Swissmedic im Eilverfahren «durchgepeitscht»: In ledig-

lich 63 Kalendertagen wurden die Zulassungsanträge «geprüft» (ein ordentliches Verfah-

ren würde 330 Tage dauern, ein Verfahren zur «befristeten» Zulassung üblicherweise 140 

Tage) und wichtige ï zwingende ï Meilensteine einfach ausgelassen. Im Ergebnis bedeu-

tet diese «befristete» Zulassung im Sinne von Art. 9a HMG nichts anderes, als dass die 

gesamte Schweizer Bevölkerung ohne ihr Wissen am grössten klinischen Experiment 

teilnahm und teilnimmt, welches in der Schweiz (und gleichzeitig weltweit) jemals 

durchgeführt wurde und wird. 

6 Ohne diesem (durch die «befristete» Zulassung geschaffenen) Risiko adäquat zu 

begegnen, schritt Swissmedic im Juni 2021 unbeirrt zur Erweiterung der Zulassungen auf 

Jugendliche ab 12 Jahren. Und dies, obwohl zusätzlich zu allen vorherigen risikoerhöhen-

den und deshalb rechtserheblichen Tatsachen bis Mitte Juni 2021 unter anderem (zu wei-

teren Risikofaktoren eingehend hinten N 847) bekannt war, 

¶ dass in den Zulassungsstudien kein ausreichender Wirksamkeitsnachweis der 

mRNA-«Impfstoffe» für Jugendliche erbracht worden war, 

¶ dass die für Jugendliche zugelassene Dosis um die Hälfte (Comirnaty) bzw. fünffach 

(Spikevax) über der empfohlenen Dosis lag, womit ein völlig unnötiges Risiko für 

Jugendliche eingegangen wurde, 

¶ dass bei Comirnaty allein bis Februar 2021 ï also innert weniger Monate ï ganze 

42'086 Nebenwirkungen und 1ô200 Todesfªlle gemeldet worden waren, was zum 

umgehenden Studienabbruch hätte führen müssen, 

¶ dass gemäss den weltweiten Nebenwirkungsmeldungen bis Juni 2021 der Alarmwert 

von 50 Todesfällen um das über 150-Fache überschritten war. 
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7 Auch diese Alarmsignale nahm Swissmedic nicht zum Anlass, den beschrittenen Weg 

ernsthaft zu hinterfragen. Stattdessen schritt Swissmedic Ende 2021 zur Erweiterung der 

Zulassungen auf eine dritte Dosis («Booster») und auf Kinder ab fünf Jahren, obwohl bis 

zu diesem Zeitpunkt unter anderem (zu vielen weiteren Risikofaktoren eingehend hinten 

N 852) zusätzlich bekannt war, 

¶ dass im Rahmen der Comirnaty-Zulassungsstudie Daten gefälscht worden waren, 

¶ dass das im Körper der Geimpften produzierte toxische Spike-Protein länger ï als 

ursprünglich von Swissmedic und Herstellern angegeben ï im Körper vorhanden ist 

und so zu einer Vielzahl an schweren Nebenwirkungen (bis hin zum Tod) führt, 

¶ dass Pfizer/BioNTech Ende August 2021 einen alarmierenden Zwischenbericht 

(«PSUR») vorgelegt hatte, wonach in den klinischen Studien 46 Fälle tödlich und in 

der sogenannten «Postmarketingphase» 5ô115 Fªlle (1.6%) tºdlich geendet hatten, 

¶ dass bei Kindern in der Schweiz, der EU und den USA nur schon für Comirnaty und 

Spikevax 71 Todesfälle zu verzeichnen waren, womit allein bei dieser ï in keiner 

Weise durch SARS-CoV-2 gefährdeten ï Zielgruppe der absolute Alarmwert von 50 

Todesfällen ï welcher zum sofortigen Stopp jedweder Zulassung von Arzneimit-

teln führen müsste ï deutlich überschritten war, 

¶ dass nur schon in den USA und der EU über 2'000 Früh- und Totgeburten nach 

mRNA-Injektionen gemeldet worden waren, 

¶ dass bei Teenagern die Wahrscheinlichkeit, an durch COVID-«Impfstoffe» verur-

sachten Herzproblemen (Myokarditis) zu leiden, sechsmal höher ist als die Wahr-

scheinlichkeit eines schweren COVID-Krankheitsverlaufes, 

¶ dass bei den mRNA-«Impfstoffen» (Comirnaty und Spikevax) im Vergleich zu den 

Grippe-Impfstoffen pro Million verabreichter Dosen per Ende 2021 das 68-Fache 

an Meldungen zu schweren Nebenwirkungen und das 20-Fache an Todesfallmel-

dungen eingegangen war. 

8 Statt nun endlich innezuhalten und eine eingehende Analyse der getroffenen Entscheide 

vorzunehmen, hielt Swissmedic auch im Jahr 2022 sämtliche «befristeten» Zulassungen 

aufrecht, obwohl zusätzlich zu allen vorherigen risiko- und rechtserheblichen Tatsachen 

bekannt war (zu weiteren Risikofaktoren eingehend hinten N 854), 

¶ dass weltweit (Schweiz, EU, USA) bis Mai 2021 zu allen COVID-«Impfstoffen» bereits 

fast vier Millionen Nebenwirkungen gemeldet worden waren, wobei allein auf Comirn-

aty und Spikevax über 1.7 Millionen Nebenwirkungen entfielen ï davon 473'128 

schwere Nebenwirkungen und 20'381 Todesfälle, womit der Alarmwert von 50 To-

desfällen zum damaligen Zeitpunkt weltweit um das über 400-Fache überschritten 

war, 
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¶ dass trotz den Verlautbarungen von Swissmedic, wonach die mRNA-«Impfstoffe» kei-

ne Auswirkungen auf die Schwangerschaft hätten, bis Mai 2022 allein in der EU und 

den USA bereits 2ô177 Totgeburten nach Injektion von Comirnaty und 810 Totge-

burten nach Injektion von Spikevax ï Underreporting nicht eingerechnet ï gemeldet 

worden waren, wobei die Hersteller auch 2022 immer noch unumwunden einräumten, 

dass ï mangels entsprechender Studien ï «das Sicherheitsprofil des Impfstoffs 

bei schwangeren oder stillenden Frauen nicht bekannt» sei, 

¶ dass gemäss einer im Juni 2022 publizierten Studie zur männlichen Fruchtbarkeit die 

Spermienkonzentration 150 Tage nach der 2. «Impfung» immer noch 15.9% un-

terhalb des Ausgangswertes lag, womit demnach nicht nur die weibliche, sondern 

auch die männliche Fertilität durch die «Impfung» potentiell negativ beeinträchtigt wird, 

¶ dass im Rahmen mehrerer Obduktionen im Jahr 2022 ein wichtiger Nachweis der töd-

lichen Wirkungsweise des Spike-Proteins erbracht worden war, wonach die durch 

mRNA hervorgerufene Spike-Protein-Produktion als die kausale Ursache für Gefäss-

läsionen und eine hierdurch erlittene (tödliche) Myokarditis erscheint, 

¶ dass sich mit V-AIDS eine längst vermutete und seit 2022 nun vermehrt festgestellte 

schwere Nebenwirkung bemerkbar gemacht hat, welche eine Schädigung des Im-

munsystems zur Folge hat, was nicht nur zum gehäuften Auftreten von Autoimmun-

erkrankungen und Krebs, sondern vor allem auch zum vermehrten Auftreten von In-

fektionskrankheiten führen kann, 

¶ dass bis zum 1. März 2022 mindestens 128 «peer reviewte» Publikationen zu 

Herzproblemen, 223 «peer reviewte» Publikationen zu lebensbedrohlichen Ge-

rinnungsstörungen (Thrombosen etc.) und 7 «peer reviewte» Publikationen zu 

möglichen Todesfällen infolge der COVID-«Impfungen» erschienen waren. 

9 Mit der «befristeten» Zulassung der mRNA-«Impfstoffe» ging Swissmedic demnach ein 

noch niemals zuvor dagewesenes und stetig zunehmendes Risiko ein, welches allen-

falls nur dadurch gerechtfertigt werden könnte, dass damit eine noch niemals zuvor exis-

tente Bedrohung (durch SARS-CoV-2) hätte abgewendet werden können, die das mit den 

mRNA-«Impfstoffen» einhergehende Risiko aufzuwiegen vermöchte. Dies ist offenkundig 

nicht der Fall. Es besteht und bestand mit «COVID-19» nie eine «lebensbedrohliche oder 

invalidisierende» Krankheit ï die Hauptvoraussetzung der «befristeten» Zulassung ï, wel-

che die gesamte Bevölkerung bedroht hätte: 

¶ In der Schweiz lag weder für das Jahr 2020 noch für das Jahr 2021 eine Gesamtsterb-

lichkeit vor, welche (unter Berücksichtigung der Demografie) die Höchstwerte der 10 

Vorjahre übertroffen hätte. 



K R U S E |  L A W  

  27 | 317 

¶ Zu keinem Zeitpunkt seit Ausbruch der «Corona-Krise» kam es zu einer schweizwei-

ten Überlastung der Spitäler. Stets waren etwa die Intensivstationen ï trotz politisch 

forciertem Bettenabbau während laufender «Pandemie» (!) ï landesweit zu maximal 

80% ausgelastet, was auf eigentlichen Normalbetrieb hindeutet. 

¶ Weltweit betrachtet entsprach die Letalität von SARS-CoV-2 für das Jahr 2020 mit 

0.15%ï0.20% (IFR) derjenigen einer mittelschweren Grippe.  

¶ Jugendliche und Kinder mit einer Sterblichkeitsrate von 0.002% (IFR) waren niemals 

durch SARS-CoV-2 in erheblichem Ausmass bedroht ï bis heute wurde in der 

Schweiz in keinem einzigen Fall offiziell der Nachweis erbracht, dass Kinder nach-

weislich an COVID-19 verstarben. 

¶ Im Zeitpunkt der «Booster»-Zulassung Ende 2021 war zudem offenkundig, dass die 

gesamte Bevölkerung aufgrund der vorherrschenden «Delta-Variante» in keiner Wei-

se mehr von SARS-CoV-2 in besonderem Ausmass bedroht war: Die Letalität betrug 

noch weltweit etwa 0.01ï0.02% (IFR), was einer milden Grippe entsprach. 

¶ Mit dem Aufkommen der «Omikron-Variante» betrug die Letalität weltweit lediglich 

noch 0.001ï0.002% (IFR). «Omikron» ist damit für die Gesamtbevölkerung mindes-

tens 50-mal ungefährlicher als eine normale Grippe. 

10 Nach dem Ausgeführten hat Swissmedic ein höchst experimentelles und gefährliches 

Arzneimittel gegen eine Krankheit zugelassen, welche für die Gesamtbevölkerung keine 

grössere Bedrohung darstellt(e) als eine Grippe. Als letzter «Rettungsanker» verbliebe 

Swissmedic damit nur noch der Nachweis, dass die etwas erhöht gefährdete Zielpopulati-

on der älteren und vorerkrankten Menschen wenigstens einigermassen wirksam vor 

SARS-CoV-2 geschützt worden wäre. Doch auch dies ist in keiner Weise der Fall. Die 

«Impfung» verfehlt die notwendige «grosse» Wirksamkeit in offensichtlicher Weise: 

¶ Die «Impfungen» müssten vor schweren (tödlichen oder invalidisierenden) Krankhei-

ten schützen. In den (noch immer laufenden) Zulassungsstudien wurde aber primär 

untersucht, ob die «Impfungen» vor Kopfschmerzen, Husten, Fieber und anderen Ba-

gatellereignissen in Kombination mit einem positiven PCR-Testergebnis schützen. 

¶ Die ausgewiesenen Wirksamkeitsangaben von bis zu 100% beziehen sich nur auf 

solche Bagatellereignisse und beruhen auf Berechnungen, welche die Wirklichkeit in 

keiner Weise abbilden: Vielmehr ist ï wenn überhaupt ï von einer Wirksamkeit im 

tiefen einstelligen Prozentbereich auszugehen. 

¶ Ein Nachweis des Schutzes vor schwerer Erkrankung wurde in keiner einzigen 

Studie auch nur annähernd erbracht: Die wenigen untersuchten Fälle bewegen sich 

im Bereich des statistischen Zufalls. 
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¶ «Impfungen» müssten nachhaltig «immunisieren» ï was betreffend die mRNA-

«Impfstoffe» in keiner einzigen Studie hat aufgezeigt werden können. 

¶ Ganz offensichtlich verfehlen die mRNA-«Impfstoffe» die nötige nachhaltige Wirkung, 

ansonsten keine «Booster» propagiert würden, welche von Anfang an geplant waren. 

¶ Zudem ist seit Frühjahr 2022 ein weltweiter Trend zu erkennen, wonach gerade die 

Geimpften viel schwerer erkranken als Ungeimpfte: Die weltweiten Zahlen zu Hospi-

talisationen und Todesfällen werden unterdessen von mehrfach Geimpften an-

geführt. Die «Wirksamkeit» ist daher mutmasslich gar negativ. 

11 Swissmedic hat demnach ein Arzneimittel auf dem Schweizer Markt zugelassen, dessen 

Risiko-Nutzen-Profil vernichtend negativ ausfällt. Das Vorhaben, die mRNA-

«Impfstoffe» ab Dezember 2020 in der Schweiz für alle erwachsenen Personen zuzulas-

sen, muss als ein Projekt mit maximalem, noch nie dagewesenem Risikogehalt quali-

fiziert werden. Gleichzeitig war von Anbeginn die fehlende Wirksamkeit der mRNA-

«Impfstoffe» erkennbar ï und hat sich im weiteren Zeitablauf immer offenkundiger mani-

festiert. Einem noch nie zuvor eingegangenen Risiko, welches sich unterdessen bereits 

eindrücklich in einer Vielzahl an gravierenden Nebenwirkungen verwirklicht hat, stand und 

steht demnach ein kaum messbarer Nutzen gegenüber. Bereits diese Abwägung alleine 

muss zum zwingenden Schluss führen, dass die mRNA-«Impfstoffe» nie hätten zugelas-

sen werden dürfen und die gleichwohl erfolgten Zulassungen eine massive Sorgfalts-

pflichtverletzung seitens Swissmedic darstellen. 

12 Gleichzeitig unternahm Swissmedic auch keinerlei ausreichende risikoreduzierende 

Vorkehren, um das Risiko für die Gesamtbevölkerung zu minimieren, welches von diesen 

gegen Gesetz und gegen anerkannte Regeln der Guten Herstellungspraxis zugelassenen 

mRNA-«Impfstoffen» ausgeht. Swissmedic unterliess es insbesondere, (1) für eine 

rigorose Produktüberwachung zu sorgen und (2) die Bevölkerung transparent auf-

zuklären, und verbreitete stattdessen an prominenter Stelle irreführende oder gänz-

lich falsche Informationen: 

¶ Swissmedic begnügte sich im Rahmen der Marktüberwachung mit einem rein passi-

ven Meldesystem, was bei einem derart neuartigen und mit erheblichen Risiken 

belasteten Arzneimittel, welches sich noch immer im Stadium des Menschenver-

suchs (klinische Phase III) befindet, in keiner Weise als risiko-adäquat gelten kann 

und offensichtlich unzureichend ist. Die mRNA-«Impfstoffe» hätten vielmehr von 

Anbeginn einer aktiven Überwachung (Pharmakovigilanz) ï wie unter Studien-

bedingungen ï unterzogen werden müssen. 

¶ Swissmedic setzt aber selbst das passive Meldesystem in keiner Weise rechtsgenü-

gend durch: In der Schweiz werden im Vergleich mit anderen EU-Ländern nur 
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ca. 10% aller Nebenwirkungen überhaupt gemeldet. Diese massive Untererfas-

sung verunmöglicht es Swissmedic und der Öffentlichkeit, das gesamte Ausmass der 

verheerenden Folgen erkennen zu können. 

¶ Am 19. Dezember 2020 verkündete Swissmedic betreffend die Zulassung von Comir-

naty medienwirksam: «Es handelt sich um die weltweit erste Zulassung in einem or-

dentlichen Verfahren». Diese Aussage ist schlicht falsch und stellt eine irreführende 

Lüge dar, welche viele Menschen bis heute fälschlicherweise für wahr halten ï ist die-

se Mitteilung doch immer noch auf der Swissmedic-Homepage einsehbar. 

¶ In der Fachinformation zu Comirnaty publizierte Swissmedic im Dezember 2020, dass 

«keine impfstoffbedingten Wirkungen auf die weibliche Fertilität, die Schwangerschaft, 

die embryofötale Entwicklung oder auf die Entwicklung der Nachkommen festgestellt» 

worden seien. Dies steht im krassen Widerspruch zu Studienergebnissen und zu 

Warnhinweisen seitens Hersteller und Expertengremien, welche Swissmedic vorlagen. 

¶ Wohl bereits Ende 2020 schaltete Swissmedic auf der eigenen Website ein an die 

Bevölkerung gerichtetes «FAQ» auf, welches unzählige irreführende Informationen 

enthält, die für Swissmedic aufgrund der bereits Ende 2020 intern verfügbaren Daten 

als klare Fehlinformationen erkennbar waren. 

¶ Überdies war Swissmedic bereits Ende 2020 klar, dass die Tierstudien zur Toxizität 

und zur Pharmakokinetik völlig unzureichend oder gar gänzlich fehlend waren, indes 

erste Risikosignale (wie Hinweise auf Akkumulation der toxischen Lipidnanopartikel 

[LNP]) enthielten. Trotzdem verkündete Swissmedic bar jeder Evidenz, in Unter-

schlagung der Risikosignale und damit in irreführender Weise, dass «nicht da-

mit zu rechnen» sei, dass Bestandteile des Impfstoffs erbgutschädigend und/oder 

krebserregend sein könnten, oder dass «keine Hinweise» auf ein Ansammeln der 

LNP bestünden. 

¶ Am 7. Mai 2021 liess Swissmedic mittels Medienmitteilung verlauten, dass es «inter-

national keine Hinweise» auf eine erhöhte Rate von Todesfällen nach mRNA-

Injektion gebe ï was angesichts der bis dahin weltweit hohen Melderaten von 17.1ï

32.1 Todesfällen pro eine Million verabreichter Dosen abermals eine irreführende 

und gefährliche Fehlinformation gegenüber der Öffentlichkeit darstellte. 

¶ Trotz explizitem Hinweis der Hersteller auf fehlende Daten («missing information») 

betreffend die ältere, vorerkrankte Bevölkerung brachte Swissmedic Ende 2021 

keinen entsprechenden Warnhinweis in der Fachinformation von Comirnaty an, 

worauf der «Booster» ï in Missachtung ebendieser fehlenden Studiendaten ï gar prio-

ritär für diese Altersgruppe empfohlen wurde. 

¶ Am 10. Dezember 2021 verkündete Swissmedic auf ihrer Website eine «Hohe klini-

sche Wirksamkeit bei jüngeren Kindern» ï was im diametralen Widerspruch zu den 
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Studienergebnissen steht. Swissmedic setzte damit die am allerwenigsten be-

drohte Bevölkerungsgruppe ohne Not und in absolut irreführender Weise dem 

Risiko von schweren Nebenwirkungen und Todesfällen aus. 

¶ Swissmedic unterschlug in ihren «Vigilance-News» vom Mai 2022 elementare Er-

kenntnisse aus den klinischen Studien, wie aufgetretene schwere Nebenwirkun-

gen und Todesfälle, womit Fachpersonen irregeführt werden. 

¶ Die Fach- und Patienteninformationen ï Informationsgrundlage für die behandeln-

den Ärzte ï sind hinsichtlich Kontra-Indikationen und häufige Nebenwirkungen 

vollkommen ungenügend: Es fehlt beispielsweise jeglicher Hinweis auf thromboem-

bolische Ereignisse (Thrombosen etc.), obwohl diese schwerwiegende, im schlimms-

ten Fall tödliche Gefahr (Lungenembolien, Herz- und Hirnschläge), in hunderten Stu-

dien weltweit bereits eingehend belegt wurde und sich anhand der weltweiten Mel-

dungen über Nebenwirkungen offenkundig präsentiert. 

13 Auch diese Liste ist nicht abschliessend (zu weiteren Irreführungen eingehend hinten 

N 845, 849, 853 und 855). Im Ergebnis ergibt sich also das Bild einer in keiner Hinsicht 

ausreichend aufgeklärten, ja gar irregeführten Bevölkerung, die sich auf der Basis 

falscher Annahmen einer völlig neuartigen und gefährlichen Gen-Therapie ohne nen-

nenswerte Schutzwirkung unterzogen hat. Vielen Menschen dürfte bis heute in keiner 

Weise klar sein, dass sie an einem weltweiten Menschenversuch teilnehmen. Swiss-

medic (und die teilweise willfährig mitwirkenden Ärzte) haben es besser gewusst oder 

hätten es zumindest besser wissen müssen. Sie alle standen längst und stehen immer 

noch in der Pflicht, dieses verheerende Experiment gar nicht erst zuzulassen oder dann 

alles dafür zu tun, es umgehend abzubrechen. 

14 Entsprechend ist ebenfalls eine Strafbarkeit der leitenden und impfenden Ärzte 

(vorliegend: die Beanzeigten der Insel Gruppe) zu prüfen, insbesondere falls diese vor 

Anwendung (Art. 86 Abs. 1 lit. a HMG i.V.m. Art. 26 HMG) der mRNA-«Impfstoffe» in 

keiner oder in völlig ungenügender Weise für eine Aufklärung der Patienten gesorgt ha-

ben. Aufgrund der bislang verfügbaren Unterlagen ist festzustellen, dass entweder eine 

Aufklärung in keiner Weise durchgeführt oder dass bestenfalls eine fünfminütige Auf-

klärung dokumentiert wurde, was angesichts der Komplexität der mRNA-«Impfstoffe» 

schlicht nicht hinreichend ist. Ohne informierte Einwilligung («informed consent») wurde 

demnach vorschnell zur körperverletzenden oder gar tödlichen «Impfung» geschritten, 

womit auch StGB-Tatbestände zu prüfen sind. Überdies ist auch bei der Ärzteschaft eine 

Verletzung des heilmittelrechtlichen Werbeverbots für Arzneimittel (Art. 87 Abs. 1 lit. b 

HMG) zu prüfen, soweit irreführende Informationen (wie über die Website der Insel Grup-

pe) verbreitet wurden und werden. Auch besteht angesichts des massiven Underreport-
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ings der dringende Verdacht, dass eine Vielzahl an Ärzten ihre Sorgfaltspflichten im Be-

reich der heilmittelrechtlichen Meldepflichten verletzt hat (Art. 87 Abs. 1 lit. c HMG). 

15 Mit ihrem grob sorgfaltswidrigen Verhalten haben die beanzeigten Verantwortlichen von 

Swissmedic (und die mitverantwortliche Ärzteschaft) bereits eine über die angebliche Be-

drohung durch SARS-CoV-2 weit hinausgehende Schädigung der öffentlichen Gesundheit 

in Kauf genommen. Doch reicht dies offenbar immer noch nicht: Swissmedic hat in eigens 

erlassenen Wegleitungen alles vorbereitet, um den bereits angerichteten Schaden noch-

mals massiv zu vergrössern. Gemäss den neuen Wegleitungen beabsichtigt Swissme-

dic, basierend auf den rechtswidrigen «befristeten» Erstzulassungen der mRNA-

«Impfstoffe» alle erdenklichen Manipulationen (Austausch von Serotypen, Stäm-

men etc.) an diesen «Impfstoffen» zu dulden, um dann diese modifizierten mRNA-

«Impfstoffe» ï welche gänzlich neue Produkte darstellen und zwingend ein orden-

tliches Verfahren durchlaufen müssten ï ohne irgendwelche Sicherheitsmechanis-

men wie präklinische und klinische Studien umgehend zulassen zu können. 

16 Dieses geplante ï sich ausschliesslich auf Notrecht stützende ï Vorgehen verstösst nicht 

nur in elementarster Weise gegen alle heilmittelrechtlichen Grundsätze, sondern auch 

gegen zwingendes Völkerrecht: So darf nach Art. 7 sowie Art. 4 Abs. 1 und 2 des Interna-

tionalen Pakts über bürgerliche und politische Rechte (SR 0.103.2) niemand ohne seine 

freiwillige Zustimmung medizinischen oder wissenschaftlichen Versuchen unterworfen 

werden ï auch nicht im Falle eines öffentlichen Notstands. Sollte Swissmedic also tat-

sächlich beabsichtigen, unter dem Deckmantel einer «Pandemie» neue Arzneimittel 

ohne jegliche Studien und ohne zwingende ï für jedermann verständliche und 

transparent kommunizierte ï Warnhinweise zuzulassen, führte die entsprechende «Zu-

lassung» zu einem weiteren Menschenversuch, zu welchem mangels hinreichender Auf-

klärung niemand gültig einwilligen kann. Dies stellte einen offenkundigen Verstoss ge-

gen zwingendes Völkerrecht dar, welchen es dringend zu verhindern gilt. 

17 Ohne unverzügliche Interventionen auf allen massgebenden Ebenen werden sich die 

gesundheitlichen Gefahren und Schäden durch die bereits verabreichten und die noch 

geplanten mRNA-Injektionen weiter vergrössern ï ohne dass damit ein wesentlicher posi-

tiver Nutzen erzielt wird. Zum Schutz der in der Schweiz lebenden Menschen vor den ge-

fährlichen und weitgehend wirkungslosen mRNA-Injektionen sind daher die dringlichen 

Zwangsmassnahmen (Hausdurchsuchung bei Swissmedic; Sicherstellung der 

mRNA-«Impfstoffe») umgehend vorzunehmen. Zudem ist wirksam sicherzustellen, 

dass die irregeführte Bevölkerung über den vorliegenden Sachverhalt möglichst bald 

informiert wird. Daher behalten sich die unterzeichnenden Anwälte vor, die vorliegende 

Strafanzeige mitsamt Beilagen zum Schutz der Bevölkerung publik zu machen.  
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Vorbemerkung zur Aktenordnung 

18 Sämtliche öffentlich zugänglichen Quellen sind in Fussnoten aufgeführt. Zwecks 

Beweissicherung wurden alle Quellen, die nicht aus juristischer Literatur (z.B. Basler 

Kommentar), schweizerischer Rechtsprechung (z.B. BGE) und Gesetzgebung (z.B. Bot-

schaften, Verordnungen) stammen, digital gespeichert und werden in einem separaten 

Quellenverzeichnis (z.B. naturwissenschaftliche Literatur, Publikationen Swissmedic) 

aufgeführt, welches wiederum als Beweismittel offeriert wird. 

BO: Beilage 1:  «Quellenverzeichnis Strafanzeige», 14.07.2022 

19 Nicht öffentlich zugängliche Beweismittel (z.B. Korrespondenz, zusätzliche Module der 

Strafanzeige, genannte Quellenverzeichnisse) werden im Fliesstext als Beweise offeriert 

(«Beweisofferten», «BO») und im Beweismittelverzeichnis aufgeführt. 

20 Die zusätzlichen Module der Strafanzeige umfassen: 

BO: Beilage 2:  «Verzeichnis Anzeigeerstatter», 14.07.2022 

BO: Beilage 3:  «Verzeichnis und Dokumentation Privatklägerschaft», 14.07.2022 

BO: Beilage 4:  «Evidenzreport», 14.07.2022 

BO: Beilage 5:  «Analyse 15 Todesfälle», 14.07.2022 

21 Die genannten Beilagen 2ï5 enthalten wiederum nach jeweils gleichem Muster (öffentlich 

/ nicht öffentlich) separate Quellen- und Beweismittelverzeichnisse. Alle vier Dokumente 

(Beilagen 2ï5) sind integrierender Bestandteil der vorliegenden Strafanzeige. 

22 Sämtliche Dokumente der vorliegenden Strafanzeige (inklusive der bloss digital gesicher-

ten Quellen) werden auf einer Daten-DVD als zusätzliches Beweismittel offeriert: 

BO: Beilage 6:  «Daten-DVD Quellen», 14.07.2022 

Begründung 

A. FORMELLES / PROZESSUALES 

I. Legitimation 

23 Der Rechtsvertreter der Privatkläger und Anzeigeerstatter ist gehörig bevollmächtigt: Die 

Legitimation ergibt sich anhand der beigelegten Verzeichnisse und Dokumentationen 

(Beilagen 2 und 3) mit jeweils weiteren Belegnachweisen. 



K R U S E |  L A W  

  33 | 317 

II. Örtliche Zuständigkeit 

24 Ein Delikt gilt als dort verübt, wo der Täter es ausführt oder pflichtwidrig untätig bleibt und 

da, wo der Erfolg eingetreten ist (Art. 8 Abs. 1 StGB; teilweise allenfalls in Verbindung mit 

Art. 104 StGB). Für die Verfolgung und Beurteilung sind die Behörden dieses Ortes zu-

ständig (Art. 31 Abs. 1 StPO). 

1. Betreffend Swissmedic 

25 Das schweizerische Heilmittelinstitut Swissmedic hat seinen Sitz gemäss Handelsregis-

terauszug an der Hallerstrasse 7 in 3012 Bern.1 

26  

[é].  

27  

[é]. 

28  

[é]. 

29 Hat Swissmedic in Verletzung der heilmittelrechtlichen Sorgfaltspflichten COVID-

«Impfstoffen» die «befristete Zulassung» erteilt und unterhält Swissmedic ein unzu-

reichendes Meldesystem, welches die Gesundheit einer Vielzahl an Menschen gefährdet 

oder bereits verletzt hat, so gelten die diesbezüglich vorgeworfenen Taten der Beanzeig-

ten 1ï3 als in 3012 Bern verübt. 

2. Betreffend «Insel Gruppe» 

30 Die «Insel Gruppe AG» hat ihren Sitz gemäss Handelsregisterauszug an der Frei-

burgstrasse 18 in 3010 Bern.2 

31  

[é]. 

32  

[é]. 

33  

[é]. 

 
1  Handelsregisteramt des Kantons Bern, «Internetauszug Swissmedic», 09.06.2022, 

https://be.chregister.ch/cr-portal/auszug/auszug.xhtml?uid=CHE-108.952.985. 
2  Handelsregisteramt des Kantons Bern, «Internetauszug Insel Gruppe AG», 09.06.2022, 

https://be.chregister.ch/cr-portal/auszug/auszug.xhtml?uid=CHE-433.951.246. 

https://be.chregister.ch/cr-portal/auszug/auszug.xhtml?uid=CHE-108.952.985
https://be.chregister.ch/cr-portal/auszug/auszug.xhtml?uid=CHE-433.951.246


K R U S E |  L A W  

  34 | 317 

34  

 

[é].3  

 

[é]4  

[é[.5  

 

 

[é].  

35 Hat die «Insel Gruppe» in Verletzung der heilmittelrechtlichen Sorgfaltspflichten COVID-

«Impfstoffe» am Menschen angewendet, Nebenwirkungen in unzureichender Weise an 

Swissmedic gemeldet und hat die «Inselgruppe» bei der unsorgfältigen Anwendung der 

mRNA-«Impfstoffe» die Gesundheit einer Vielzahl an Menschen gefährdet oder bereits 

verletzt, so gelten die diesbezüglich vorgeworfenen Taten der Beanzeigten 4ï8 als in 

3010 Bern und/oder an der Friedbühlstrasse 15 in 3008 Bern (Standort Impfzentrum In-

selspital) verübt. 

III. Sachliche Zuständigkeit 

36 Sind Strafnormen des Heilmittelgesetzes zu prüfen, so ist zufolge der in Art. 90 HMG 

vorgesehenen «gespaltenen» Zuständigkeit zu prüfen, ob die Strafverfolgungsbehörden 

des Bundes oder der Kantone sachlich zuständig sind. 

37 Vorliegend wird mit der beanzeigten Verletzung der Meldepflichten eine Übertretung nach 

Art. 87 Abs. 1 lit. c HMG geltend gemacht. Allerdings besteht auch hinsichtlich weiterer ï 

schwererer ï Delikte nach Heilmittelgesetz im Sinne von Art. 86 HMG ein dringender Tat-

verdacht. Die Swissmedic ist in erster Linie zuständig für die Prüfung und Zulassung neu-

er Arzneimittel (Medikamente) sowie zur Erteilung von Bewilligungen an Unternehmen, 

welche Arzneimittel herstellen oder damit Handel treiben wollen (Art. 5, 9 ff., 18 f. und 28 

f. HMG). Swissmedic kontrolliert demnach die Produktion von Arzneimitteln als Massen-

 
3   

 
[é]. 

4   
 
[é]. 

5   
 
[é]. 
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güter.6 Gemäss Art. 58 Abs. 3 HMG (HMG; SR 821.21) ist das Institut (Swissmedic) auch 

zuständig für die Überwachung der Sicherheit der Heilmittel, womit im Sinne von Art. 90 

HMG grundsätzlich eine Bundeszuständigkeit zur Strafverfolgung gegeben wäre.  

38 Allerdings ist im Falle schwererer Strafdrohungen gemäss StGB die kantonale Strafverfol-

gungsbehörde zuständig. Würde einzig von einer Übertretung nach Art. 87 Abs. 1 lit. c 

HMG ausgegangen, würden die ebenfalls vorgeworfenen StGB-Straftatbestände klarer-

weise vorgehen und eine Zuständigkeit der kantonalen Strafverfolgungsbehörden wäre 

gegeben. Gleiches gälte indes auch, wenn ein Tatbestand von Art. 86 Abs. 1ï3 HMG ein-

schlägig wäre: Die HMG-Tatbestände werden nur schon durch den vorliegend ebenfalls 

vorgebrachten Art. 230bis Abs. 1 StGB aufgrund der höheren Mindeststrafdrohung von 

einem Jahr Freiheitsstrafe und zufolge gleicher geschützter Rechtsgüter konsumiert.7 

Hinzu kommen die vorliegend ebenfalls geltend gemachten Tötungs- und Körperverlet-

zungsdelikte gemäss StGB, welche in echter Konkurrenz zu den HMG-Tatbeständen ste-

hen.8 Damit sind die kantonalen Strafbehörden sachlich zuständig. 

39  

 

 

 

 

 

 

[é].9 

IV. Hinreichender und dringender Tatverdacht 

40 Für die Eröffnung einer Untersuchung reicht gemäss Art. 309 Abs. 1 lit. a StPO ein 

«hinreichender Tatverdacht», welcher sich aus einer Strafanzeige ergeben kann. Die 

Grundsätze des fairen Verfahrens und des Legalitätsprinzips gebieten es, im Zwei-

 
6  BURRI, in: Eicker (Hrsg.), Swissmedic, Heilmittelgesetz und Strafverfahren - Gesetzeskonkur-

renzen, Zuständigkeitskonflikte und Information der Öffentlichkeit, Bern 2017, S. 147. 
7  BURRI, in: Eicker (Hrsg.), Swissmedic, Heilmittelgesetz und Strafverfahren - Gesetzeskonkur-

renzen, Zuständigkeitskonflikte und Information der Öffentlichkeit, Bern 2017, S. 150 FN 24. 
8  BURRI, in: Eicker (Hrsg.), Swissmedic, Heilmittelgesetz und Strafverfahren - Gesetzeskonkur-

renzen, Zuständigkeitskonflikte und Information der Öffentlichkeit, Bern 2017, S. 150 FN 24; 
SUTER/PIELES, BSK HMG, 2. Aufl., Basel 2022, Art. 86 N 8 f., N 116. Vgl. auch Botschaft zu 
einem Bundesgesetz über Arzneimittel und Medizinprodukte (Heilmittelgesetz, HMG) vom 
1. Juni 1999, BBl 1999 III 3562. 

9   
 
 
 
[é]. 
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fel eine Untersuchung zu eröffnen. Sind die Voraussetzungen von Art. 309 Abs. 1 StPO 

gegeben, muss umgehend eine Eröffnung der Untersuchung erfolgen.10 

41 Die Eröffnung einer Strafuntersuchung setzt das Vorliegen eines konkreten bzw. 

hinreichenden Tatverdachts voraus, d.h., die erforderlichen tatsächlichen Hinweise auf 

eine strafbare Handlung müssen konkreter Natur sein. Konkret ist der Tatverdacht dann, 

wenn eine gewisse Wahrscheinlichkeit für die strafrechtliche Aburteilung des Täters 

spricht. Die Gesamtheit der tatsächlichen Hinweise muss die plausible Prognose zulas-

sen, dass der Beschuldigte mit einiger Wahrscheinlichkeit verurteilt werden wird.11 Ge-

mäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung wird ein Tatverdacht insbesondere dann als 

hinreichend betrachtet, wenn detaillierte Anschuldigungen in der Strafanzeige nicht 

als völlig unglaubhaft oder ohne jeden Zweifel unbegründet erscheinen ï insbeson-

dere, wenn die Strafanzeige von einem Rechtsanwalt eingereicht werde, welcher sich der 

Tragweite eines derartigen Schrittes bewusst sei und ihn nicht leichtfertig und ohne Grund 

unternehme.12 

42 Spricht eine erhebliche Wahrscheinlichkeit für einen späteren Schuldspruch, weil 

eben erhebliche tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen, die auf die Begehung einer Straftat 

hinweisen, dann liegt ein dringender Tatverdacht vor, der für die Anordnung von 

Zwangsmassnahmen i.S.v. Art. 196 StPO Voraussetzung ist.13 

43 Im nachfolgenden materiellen Teil wird eine erdrückende Anzahl tatsächlicher Anhalts-

punkte dargestellt, von welchen jeder einzelne schon zur Eröffnung einer Strafuntersu-

chung ausreicht (hinreichender Tatverdacht). Da sich die Beweis- und Indizienlage bereits 

in derart verdichteter Weise präsentiert, besteht unter anderem zumindest betreffend 

die beanzeigten HMG-Delikte und die Fahrlässigkeitsdelikte des StGB eine erhebli-

che Wahrscheinlichkeit für einen späteren Schuldspruch (dringender Tatverdacht), wes-

halb Zwangsmassnahmen unmittelbar anzuordnen sind. 

V. Ermächtigungsverfahren (Swissmedic) 

44 Bei Swissmedic handelt es sich um ein Institut des öffentlichen Rechts, welches gemäss 

Zwecksetzung die Aufgaben, die ihm gesetzlich übertragen werden und die ihm der Bun-

desrat im Rahmen des Leistungsauftrages zuweist, erfüllt.14  

 
10  BOSSHARD / LANDSHUT, in: Donatsch et. al. [Hrsg.], Kommentar StPO, 3. Aufl., Zürich 2020, 

Art. 309 N 10a. 
11  BOSSHARD / LANDSHUT, in: Donatsch et. al. [Hrsg.], Kommentar StPO, 3. Aufl., Zürich 2020, 

Art. 309 N 25. 
12  So BGE 106 IV 413 E. 4a S. 418 f. 
13  BOSSHARD / LANDSHUT, in: Donatsch et. al. [Hrsg.], Kommentar StPO, 3. Aufl., Zürich 2020, 

Art. 309 N 27. 
14  Handelsregisteramt des Kantons Bern, FN 1. 
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45 Gemäss Art. 1 Abs. 1 VG (SR 170.32) unterstehen alle Personen dem Verantwortlich-

keitsgesetz, denen die Ausübung eines öffentlichen Amtes des Bundes übertragen ist, 

nämlich die Mitglieder und Ersatzmänner von Behörden (und Kommissionen) des Bundes, 

die ausserhalb (der eidgenössischen Gerichte und) der Bundesverwaltung stehen (lit. d) 

sowie alle anderen Personen, insoweit sie unmittelbar mit öffentlich-rechtlichen Aufgaben 

des Bundes betraut sind (lit. f). Die Beanzeigten 1ï3 (Swissmedic) dürften damit dem 

Schutz des Verantwortlichkeitsgesetzes unterstehen. 

46 Art. 15 Abs. 1 VG sieht vor, dass die Strafverfolgung von Beamten wegen strafbarer 

Handlungen, die sich auf ihre amtliche Tätigkeit oder Stellung beziehen, ausgenommen 

wegen Widerhandlungen im Strassenverkehr, der Ermächtigung des EJPD bedarf. Die 

Ermächtigung ist seitens der kantonalen Strafverfolgungsbehörden «unverzüglich» zu 

Beginn eines Strafverfahrens einzuholen, wobei dringliche sichernde Massnahmen 

parallel dazu zu treffen sind (Art. 15 Abs. 2 VG). Eine verspätete Ermächtigung hat al-

lerdings nicht die Nichtigkeit des Strafurteils zur Folge, wenn sie zu Beginn des Verfah-

rens vor der oberen kantonalen Instanz eingeholt wird und dieser die volle rechtliche und 

tatsächliche Kognition zusteht (BGE 139 IV 161 E. 2.5 S. 166 f.). 

47 Erscheinen ein Straftatbestand und die gesetzlichen Voraussetzungen der Strafverfolgung 

als erfüllt, so darf die Ermächtigung nur in leichten Fällen verweigert werden und sofern 

die Tat nach allen Umständen durch eine disziplinarische Massnahme des Fehlbaren als 

genügend geahndet erscheint (Art. 15 Abs. 3 VG). Ein «leichter Fall» wurde etwa ange-

nommen bei einem Deliktsbetrag von bis zu ca. CHF 500 (BGE 139 IV 161 E. 2.3 f. 

S. 165). Die vorliegenden Vorwürfe sind weitaus gravierender, ein leichter Fall liegt klar-

erweise nicht vor. Da ï wie nachfolgend aufgezeigt ï verschiedene Straftatbestände als 

erfüllt erscheinen und die übrigen Voraussetzungen der Strafverfolgung erfüllt sind, ist die 

Ermächtigung durch das EJPD zu erteilen. Gegen eine allfällige Verweigerung der Er-

mächtigung ist Beschwerde zu erheben (Art. 15 Abs. 5 und Abs. 5bis VG). Zudem sind 

dringliche Massnahmen ï insbesondere durchzuführende Hausdurchsuchungen 

(hinten N 73 ff.) ï parallel und damit unverzüglich vorzunehmen. 

VI. Opfereinvernahmen 

48 Prozessfähig ist nur, wer (ver-)handlungsfähig (Art. 106 Abs. 1 StPO), also körperlich und 

geistig in der Lage ist, der Verhandlung zu folgen. In der Regel sind schwerwiegende Er-

krankungen geeignet, die Verhandlungs- und Vernehmungsfähigkeit zu verneinen.15 Soll-

te die Strafverfolgungsbehörde über die sachlichen Beweismittel (wie Patientenakten) 

hinaus die Einvernahme von Opfern zur Erstellung des Sachverhalts für notwendig erach-

 
15  WEHRENBERG, in: BSK StGB, 4. Aufl., Basel 2019, Art. 114 StPO N 7. 
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ten, so sind bei gesundheitlichen Probleme allfällige Opfereinvernahmen mittels Video-

konferenz durchzuführen (Art. 144 StPO; Art. 78 Abs. 6 StPO).16 Die Staatsanwaltschaft 

hat sicherzustellen, dass die einzuvernehmende Person während der Videokonferenz 

keinen Einflussnahmen durch Dritte ausgesetzt ist.17 Ein derart situationsbedingt modifi-

ziertes Teilnahmerecht ist zulässig: Die Voraussetzungen von Art. 144 StPO bilden die 

Grundlage für die partielle Einschränkung des physischen Teilnahmerechts bei audiovisu-

ellen Einvernahmen. Die Teilnahmerechte der Parteien sind hinreichend gewahrt, wenn 

sie der audiovisuellen Einvernahme beiwohnen können und die Möglichkeit haben, (per 

Videokonferenz) Ergänzungsfragen zu stellen.18 

49 In Würdigung des jeweiligen Gesundheitszustands der Opfer ist zudem dafür zu sorgen, 

dass diese nach Möglichkeit nicht mehrfach aussagen müssen, sondern dass pro Opfer 

eine einzige Videokonferenz unter Wahrung der Teilnahmerechte der beschuldigten Per-

sonen stattfindet (analog Art. 155 Abs. 1 und Art. 154 Abs. 4 lit. b und c StPO). Vorbehal-

ten bleiben Fälle dringlicher Beweissicherung (wie drohende vollständige Verhandlungs-

unfähigkeit), wobei die Teilnahmerechte der beschuldigten Personen je nach Gesund-

heitszustand der Opfer allenfalls nachträglich doch noch gewährt werden können. Wird für 

die Sachverhaltsdarstellung auf Aussagen von Auskunftspersonen oder Zeugen abge-

stellt, sind die Teilnahmerechte der beschuldigten Person zu wahren (Art. 147 ff. StPO). 

Eine belastende (Zeugen)Aussage ist dann verwertbar, wenn der Beschuldigte wenigs-

tens einmal während des Verfahrens angemessene und hinreichende Gelegenheit hatte, 

die Aussagen in Zweifel zu ziehen und Fragen an die ihn belastende Person zu stellen 

(BGE 133 I 33 E. 3.1; Urteil 6B_492/2015 des BGer vom 2. Dezember 2015 E. 1.2.1.; 

Urteil 6B_183/2013 des BGer vom 10. Juni 2013 E. 1.3). Zudem ist zu beachten, dass 

Beweise, die Strafbehörden unter Verletzung von Gültigkeitsvorschriften (etwa Art. 147 

Abs. 4 StPO) erhoben haben, dennoch verwertet werden dürfen, sofern ihre Verwertung 

zur Aufklärung schwerer Straftaten (generell Verbrechen, so etwa Art. 111 StGB) uner-

lässlich ist (Art. 141 Abs. 2 StPO).19 

VII. Privatklägerschaft 

1. Konstituierung 

50 Die gemäss Rubrum aufgeführten geschädigten Personen 1ï6 konstituieren sich als 

Privatklägerschaft im Sinne von Art. 118 StPO. 

 
16  Siehe dazu HÄRING, in: BSK StGB, 4. Aufl., Basel 2019, Art. 144 StPO N 6. 
17  GODENZI, in: Donatsch et al. [Hrsg.], Kommentar StPO, Art. 144 N 4. 
18  Zum Ganzen HÄRING, in: BSK StGB, 4. Aufl., Basel 2019, Art. 144 StPO N 10a 
19  GLESS, in: BSK StPO, 2. Aufl., Basel 2014, Art. 141 StPO N 67, N 72. 
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51 Allfällig notwendige Strafanträge sind dieser konstituierenden Erklärung gleichgestellt 

(Art. 118 Abs. 2 StPO). 

1.1. Konstituierung als Strafklägerschaft 

52 Die Privatklägerschaft verlangt ausdrücklich die Verfolgung und Bestrafung der für die 

Straftaten verantwortlichen Personen (Art. 119 Abs. 2 lit. a StPO).  

53 Als Strafkläger kommt der Privatklägerschaft volle Parteistellung zu (Art. 104 Abs. 1 lit. b 

StPO). 

1.2. Konstituierung als Zivilklägerschaft 

54 Überdies konstituiert sich die Privatklägerschaft auch als Zivilkläger und prüft die adhäsi-

onsweise Geltendmachung privatrechtlicher Ansprüche (Art. 119 Abs. 2 lit. b StPO). 

55 Eine Bezifferung der Zivilforderung wird ausdrücklich vorbehalten (Art. 123 StPO). 

2. Kurzbegründung Geschädigtenstellung 

56 Die ausführliche Begründung der Geschädigtenstellung mitsamt Belegnachweisen 

(Beweisofferten) erfolgt im separaten Dokument «Verzeichnis und Dokumentation Privat-

klägerschaft» (Beilage 3). 

57 An dieser Stelle sei der Form halber angemerkt, dass die genannten Privatkläger durch 

die beanzeigten Straftaten unmittelbar in ihren Rechten verletzt wurden (Art. 115 Abs. 1 

StPO); im Einzelnen: 

2.1. Privatklägerin 1 

58 Die im relevanten Zeitraum ca. 45-jährige Privatklägerin 1 erhielt im April 2021 eine 

mRNA-Injektion von Moderna. 

59 Innert 5ï15 Minuten nach dieser Injektion erlitt die Privatklägerin 1 einen anaphylakti-

schen Schock Grad III und überlebte nur dank umgehender Notfall-Einlieferung ins Spital 

und dortiger intensivmedizinischer Betreuung. Ihrem «impfenden» Hausarzt war bekannt, 

dass die Privatklägerin 1 bereits zwei Mal anaphylaktische Schocks Grad III nach Ein-

nahme von Erdnüssen erlitten hatte. Bis heute halten bei der Privatklägerin diverse kör-

perliche Leiden an. Von weiteren mRNA-Injektionen wurde die Betroffene befreit, da diese 

für sie lebensbedrohlich sind. 
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2.2. Privatklägerin 2 

60 Die im relevanten Zeitraum 43- bzw. 44-jährige Privatklägerin 2 erhielt im Mai und Juni 

2021 zwei Injektionen von «Moderna» und im Dezember 2021 den «Booster» von «Mo-

derna». 

61 Nach der zweiten mRNA-Injektion traten das erste Mal starke Reaktionen auf (Schmer-

zen), die aber noch in keinen Zusammenhang mit der Injektion gebracht wurden. Kurz 

nach Erhalt des «Boosters» verschlimmerten sich dann die Schmerzen stark (Rücken und 

Beine). Die Gelenke waren angeschwollen und die Privatklägerin 2 konnte sich nicht mehr 

bewegen, was am 19. Dezember 2021 zu einer notfallmässigen Einweisung durch den 

Hausarzt ins Spital führte. 

62 Im Februar 2022 ergab die Auswertung einer Blutuntersuchung eine Reaktivierung von 

Viren (Adenoviren, Epstein-Barr-Virus [EBV], Herpes simplex Virus). Der Gesundheitszu-

stand verschlechterte sich danach weiter, bis im März 2022 die Haut blau/violett verfärbt 

war und die Privatklägerin sich notfallmässig ins Spital begeben musste. Vor Ort erfolgten 

diverse Untersuchungen und Behandlungen; die Entlassung war am 01. April 2022. 

2.3. Privatklägerin 3 

63 Die im relevanten Zeitraum 47-jährige Privatklägerin 3 erhielt im August 2021 eine 

Injektion von Moderna. Ab dem zweiten Tag nach der mRNA-Injektion traten migränearti-

ge Kopfschmerzen und erhöhter Druck im Kopf auf, was von einer latenten Müdigkeit be-

gleitet war. 

64 Rund eine Woche nach der mRNA-Injektion trat das erste Mal eine Tachykardie (Herzra-

sen) auf (welche einige Jahre zuvor erfolgreich behandelt worden war). Ungefähr 10 Tage 

später traten Atherome im Achselbereich (Talgzyste) auf und etwa einen Monat nach der 

«Impfung» kam es zu kreisrundem Haarausfall. Dazu kam eine unerklärliche Gewichtszu-

nahme sowie die komplette Entgleisung des Menstruationszyklus (krampfartige Schmer-

zen in der Zyklusmitte, bis dahin nicht gekannte starke Menstruationsblutungen). 

2.4. Privatklägerin 4 

65 Die im relevanten Zeitraum 27-jährige Privatklägerin 4 erhielt im Juni und Juli 2021 

mRNA-Injektionen von Pfizer/BioNTech. 

66 Ungefähr 1ï1½ h nach der zweiten «Impfung» ging es Privatklägerin 4 zunehmend 

schlechter (Schwindel, Schwächegefühl, Fieber > 40 Grad, Schmerzen im Brustkorb, 

Atemnot, mehrmalige Ohnmacht). Trotz mehrfacher Untersuchungen und eines Reha-



K R U S E |  L A W  

  41 | 317 

Aufenthalts verschlimmerte sich der Gesundheitszustand der Privatklägerin 4 weiter. Im 

Dezember 2021 wurde unter anderem eine mögliche Reaktivierung des Epstein-Barr-

Virus (EBV) diagnostiziert. Im März 2022 wurde eine Allergie gegen Polysorbat 80 festge-

stellt und basierend darauf eine «Booster-Impfung» ausdrücklich nicht empfohlen. 

2.5. Privatklägerschaft 5 

67 Die 20-jährige Tochter der Privatklägerschaft 5 erhielt im Jahr 2021 zweimal die mRNA-

Injektion von «Moderna» und im Jahr 2022 einmal diejenige von «Pfizer» («Off-Label»).  

68 In der Folge führte die «Impfung» mutmasslich bei der zuvor gesunden jungen Frau zu 

einer Aktivierung des Epstein-Barr-Virus (EBV; allenfalls auch zu einer Aktivierung der 

Blutgerinnung), worauf die 20-Jährige am 1. April 2022 nach rascher Verschlechterung 

und sehr kurzer Behandlung im Spital an einem Milzriss (allenfalls auch an einer Lungen-

embolie) verstarb. Nachdem das rechtsmedizinische Institut nach oberflächlicher Obduk-

tion eine natürliche Todesursache festgestellt, jeglichen Zusammenhang mit den «Imp-

fungen» pauschal negiert und denselben entsprechend in keiner Weise untersucht hatte, 

ordnete die Staatsanwaltschaft Ende Juni 2022 auf Antrag der Privatklägerschaft 

eine Ergänzung und Verbesserung des rechtsmedizinischen Gutachtens an. 

2.6. Privatklägerschaft 6 

69 Die im relevanten Zeitraum 17-jährige Privatklägerin 6 erhielt im Januar und März 2021 

mRNA-Injektionen von Pfizer / BioNTech, 

70 Unmittelbar nach der ersten Injektion begannen sehr starke Kopfschmerzen, Glieder-

schmerzen und hohes Fieber; die starken Kopfschmerzen hatte Privatklägerin 6 vor der 

2. Injektion gemeldet. Im Juli 2021 bekam die Privatklägerin 6 akute starke Spasmen in 

Form von Zuckungen, unkontrollierten Bewegungen und unkontrolliertem Verdrehen der 

Augen. Das Verdrehen der Augen ist bis heute nicht abgeklungen. Ihre Blutwerte sind 

stark ausserhalb des Normbereiches. 

VIII. Akteneinsicht Privatklägerschaft 

71 Den als Privatklägerschaft konstituierten geschädigten Anzeigeerstattern ist spätestens 

nach Massgabe von Art. 101 Abs. 1 StPO (Art. 104 Abs. 1 lit. b StPO) Akteneinsicht zu 

gewähren. 

72 Soweit Sachverständige zu ernennen sind, ersucht die Privatklägerschaft um vorgängige 

Akteneinsicht und Gelegenheit zur Stellungnahme i.S.v. Art. 184 Abs. 3 StPO. Jedenfalls 

ist aber nach Massgabe von Art. 188 und Art. 189 StGB Akteneinsicht zu gewähren, in-
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klusive aller Akten und Unterlagen, auf welche sich ein allfällig in Auftrag gegebenes Gut-

achten stützt.20 

IX. Sicherstellungen (und Beschlagnahmungen) 

73 Nach Art. 263 Abs. 1 StPO können Gegenstände einer beschuldigten Person oder einer 

Drittperson beschlagnahmt werden, wenn die Gegenstände und Vermögenswerte voraus-

sichtlich als Beweismittel gebraucht werden (lit. a) oder einzuziehen sind (lit. d; ins-

bes. Sicherungseinziehung nach Art. 69 StGB). Dringliche sichernde Massnahmen 

sind parallel zu einem allfälligen Verfahren auf Ermächtigung zu treffen (Art. 15 

Abs. 2 VG; vorn N 46). Sichernde Zwangsmassnahmen sind etwa dann zulässig, wenn 

die blosse Aufforderung zur Edition den Zweck der Massnahme vereiteln würde (Art. 265 

Abs. 4 StPO).21 Da vorliegend das Risiko besteht, dass die blosse Aufforderung betref-

fend Herausgabe der nachfolgend aufgelisteten Beweise bei den Beanzeigten zu Vereite-

lungshandlungen führt, und weil aufgrund vorliegender Ausführungen für die öffentliche 

Gesundheit erhebliche Gefahr im Verzug ist, haben die nachfolgend beschriebenen Be-

weissicherungen überwiegend im Rahmen von Hausdurchsuchungen (Art. 244 Abs. 2 

lit. b und c StPO) zu erfolgen. 

1. Sicherstellung Zulassungsunterlagen (Antrag 4) 

74 Wie auch hinten (N 264 ff.) ausgeführt wird, liegen betreffend die Zulassung des mRNA-

«Impfstoffs» von Spikevax (Moderna) praktisch keinerlei öffentlich verfügbaren Zulas-

sungsdokumentationen vor. Dies im offenen Gegensatz zu Comirnaty ï aber nur weil Pfi-

zer (bzw. die US-amerikanische Zulassungsbehörde FDA) von US-Anwälten zur Heraus-

gabe gerichtlich gezwungen worden war.22 Seit dem entsprechenden Gerichtsbeschluss 

gelangen seit ca. anfangs 2022 tausende Seiten nach und nach an die Öffentlichkeit, wo-

bei die FDA (bzw. Pfizer) diese Daten (ca. 451'000 Seiten) ursprünglich bis 2076 (!) hatte 

unter Verschluss halten wollen und nun trotz Gerichtsbeschluss weiterhin mit allen Mitteln 

versucht, die Herausgabe zu verzögern.23 

 
20  DONATSCH, in: Donatsch/Lieber/Summers/Wohlers [Hrsg.], Kommentar zur Schweizerischen 

Strafprozessordnung, 3. Aufl., Zürich/Basel/Genf 2020, Art. 189 N 3. 
21  BGE 143 IV 270 E. 7.5 S. 283 
22  Civil Action No. 4:21-cv-01058-P, Public health and medical professionals for transparency 

against food and drug administration, 15.11.2021, https://www.sirillp.com/wp-
content/uploads/2021/11/020-Second-Joint-Status-Report-
8989f1fed17e2d919391d8df1978006e.pdf. 

23  Zum Ganzen: SIRI, «FDA Doubles Down: Asks Federal Judge to Grant it Until at Least the 
Year 2096 to Fully Release Pfizerôs COVID-19 Vaccine Data», 08.12.2021, 
https://aaronsiri.substack.com/p/fda-doubles-down-asks-federal-judge?s=r; SIRI, «FDA Asks 
the Court to Delay First 55,000 Page Production Until May and Pfizer Moves to Intervene in 

https://www.sirillp.com/wp-content/uploads/2021/11/020-Second-Joint-Status-Report-8989f1fed17e2d919391d8df1978006e.pdf
https://www.sirillp.com/wp-content/uploads/2021/11/020-Second-Joint-Status-Report-8989f1fed17e2d919391d8df1978006e.pdf
https://www.sirillp.com/wp-content/uploads/2021/11/020-Second-Joint-Status-Report-8989f1fed17e2d919391d8df1978006e.pdf
https://aaronsiri.substack.com/p/fda-doubles-down-asks-federal-judge?s=r
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75 Das gleiche Bild zeigt sich in Deutschland, jedoch sind dort bisherige Rechtsbegehren 

von den zuständigen Behörden (insbes. Paul-Ehrlich Institut [PEI]) ohne auch nur ansatz-

weise nachvollziehbare Begründung gänzlich oder zumindest materiell unbeantwortet 

geblieben. Obwohl die angefragten Behörden gar einräumten, über die ersuchten Doku-

mente zu verfügen, wurde deren Herausgabe bislang unter immer neuen Ausflüchten 

verweigert und verzögert.  

BO: Beilage 7:  Anfrage Universität L. an Paul-Ehrlich Institut, «Betreff: Unser Antrag nach §1 

IFG vom 3.3.2022 [é]è, 13.04.2022 

BO: Beilage 8:  Rechtsanwaltskanzlei R.: çAnfrage der Professoren Prof. Dr. M. et al. [é]è, 

14.04.2022 

BO: Beilage 9:  Rechtsanwaltskanzlei R.: çAnfrage der Professoren Prof. Dr. M. et al. [é] ï Mein 

Schreiben vom 13. April 2022», 29.04.2022 

76 Auch in der Schweiz wurden bislang keinerlei Daten aus den Zulassungsunterlagen 

veröffentlicht. Wie hinten (N 815) ausgeführt wird, publiziert Swissmedic seit September 

2021 aus unbekannten Gründen noch nicht einmal mehr die Chargenfreigabeprotokolle. 

77 Diese völlig fehlende Transparenz ist angesichts der sich noch immer in der experimen-

tellen Phase befindlichen mRNA-«Impfstoffe» nicht nachvollziehbar und geradezu inak-

zeptabel. Zudem sind die entsprechenden Zulassungsunterlagen (inkl. Chargenfreigabe-

protokolle) zur Beurteilung der Strafbarkeit der für die Swissmedic handelnden Personen 

sowie weiterer Täterschaft unverzichtbar. Bereits aus den wenigen zur Verfügung stehen-

den Comirnaty-Dokumenten gehen gravierende Unregelmässigkeiten und Hinweise 

auf gegenüber der Öffentlichkeit unterdrückte Informationen seitens Swissmedic 

hervor. Es gibt keinen einzigen rationalen oder rechtlichen Grund, diese elementaren Da-

ten nicht zu publizieren ï ausser es gibt etwas zu verstecken, worauf die ersten Leaks 

und die erzwungene ï nicht im Ansatz vollständig erfolgte ï Freigabe der Pfizer-

Dokumente leider in aller Deutlichkeit schliessen lassen (zu diesen eingehend hinten, 

etwa in N 172, N 185 f., N 192 ff., N 271 ff., N 274 ff., N 279 ff., N 334 f., N 336). 

78 In Gutheissung von Antrag 4 sind im Rahmen der durchzuführenden Beweiserhebungen 

daher primär sämtliche Spikevax-Zulassungsunterlagen inklusive Chargenfreigabeproto-

kolle sicherzustellen und zu beschlagnahmen. Da sich zuständige ausländische Behörden 

wie die FDA (USA) und auch das PEI (Deutschland) einer raschen Herausgabe der Co-

mirnaty-Unterlagen widersetzen, sind diese auch bei der Swissmedic zwecks Beschlag-

nahme nach Art. 263 Abs. 1 lit. a StPO sicherzustellen. Im Hinblick auf Antrag 5 betref-

fend Modul 3 (Qualität) sind insbesondere sicherzustellen: 

 
the Lawsuit», 26.01.2022, https://aaronsiri.substack.com/p/fda-asks-the-court-to-delay-
first?s=r. 

https://aaronsiri.substack.com/p/fda-asks-the-court-to-delay-first?s=r
https://aaronsiri.substack.com/p/fda-asks-the-court-to-delay-first?s=r
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a. Analyse- und Kontrollmethoden sämtlicher Inhaltsstoffe, einschliesslich des 

Wirkstoffes, der Lipidnanopartikel, sowie des Fertigproduktes. 

b. Herstellungs- und Prüfprotokolle für die einzelnen Herstellungsschritte des 

Wirkstoffes, der Lipidnanopartikel und des Fertigproduktes. 

c. Freigabespezifikationen des Fertigproduktes. 

d. Chargenfreigabeprotokolle sämtlicher durch Swissmedic freigegebener 

Chargen. 

e. Analysenzertifikate der Hersteller des Wirkstoffes, der Hilfsstoffe und des 

Fertigarzneimittels. 

f. Excipient Master Files für die Hilfsstoffe, die nicht im Europäischen Arznei-

buch gelistet sind 

g. Kontrollmethoden für die Analyse der mRNA auf Reinheit und Identität. 

h. Kontrollmethoden für die Analyse der Menge der im Fertigarzneimittel ent-

haltenen mRNA. 

i. Kontrollmethoden für die Analyse zur mRNA-Konzentrationsbestimmung 

und -Verteilung bei Anwendung von Mehrdosenbehältnissen. 

j. Kontrollmethoden zur Sicherstellung, dass im Körper keine anderen Protei-

ne als das Spike-Protein gebildet werden. 

k. Studien zur Pharmakokinetik der Inhaltsstoffe und deren biologischen Ab-

bauprodukten. 

l. Studien zur Toxizität, Genotoxizität und Karzinogenität aller Komponenten. 

2. Sicherstellung von «Impfstoffen» und Chargenmustern (Antrag 5) 

79 In Gutheissung von Antrag 5 sind schweizweit sämtliche ï mindestens die bei den 

offiziellen «Impfzentren», der Schweizer Armee und der Herstellerin Moderna lagernden ï 

mRNA-«Impfstoffe» (Comirnaty; Spikevax) inklusive Chargen-Muster sicherzustellen und 

mit folgenden (alternativen) Begründungen zu beschlagnahmen: 

BO: Beilage 10:  «Liste Adressen Impfzentren CH», 01.04.2022 

2.1. Beschlagnahme als Beweismittel 

80 Die mRNA-«Impfstoffe» sind als Tatmittel zu Beweiszwecken zu beschlagnahmen, damit 

diese mit Blick auf die Inhaltsstoffe endlich und erstmals einer qualitativ hochstehenden 

unabhängigen amtlichen Untersuchung unterzogen werden können. Insbesondere sind 



K R U S E |  L A W  

  45 | 317 

die sich auf dem Markt befindlichen mRNA-«Impfstoffe» mit den anlässlich der Chargen-

Freigabe zwingend beizubringenden und aufzubewahrenden Chargen-Mustern24 abzu-

gleichen (dazu hinten N 813 ff.). 

2.2. Beschlagnahme zwecks Sicherungseinziehung 

81 Nach Art. 69 StGB sind Gegenstände ohne Rücksicht auf die Strafbarkeit einer bestimm-

ten Person einzuziehen, die zur Begehung einer Straftat gedient haben oder bestimmt 

waren oder die durch eine Straftat hervorgebracht worden sind, wenn diese Gegenstände 

die Sicherheit von Menschen, die Sittlichkeit oder die öffentliche Ordnung gefährden. 

82 Die Sicherungseinziehung setzt zunächst eine Anlasstat voraus, die objektiv und subjektiv 

tatbestandsmässig und rechtswidrig ist. Der Entscheid über die Einziehung ist indessen 

gegenüber dem das Strafverfahren abschliessenden, auch nicht verurteilenden Entscheid 

selbständig; denn die Einziehung ist ohne Rücksicht auf die Strafbarkeit einer be-

stimmten Person möglich und setzt somit auch nicht die Durchführung eines Strafver-

fahrens gegen eine bestimmte Person voraus. Auch steht die Unschuldsvermutung einer 

Einziehung nicht entgegen.25 

83 Die Gefahr einer (weiteren) deliktischen Verwendung des Gegenstandes kann sich 

sowohl aus dessen Beschaffenheit als auch nur aus dem zu erwartenden Gebrauch durch 

dessen Inhaber ergeben. Die Strafverfolgungsbehörden haben demzufolge eine Prognose 

darüber aufzustellen, ob es hinreichend wahrscheinlich ist, dass der Gegenstand in der 

Hand des Täters in der Zukunft die Sicherheit von Menschen, die Sittlichkeit oder die öf-

fentliche Ordnung gefährdet.26 Die Anforderungen an die Gefährdung sind nicht allzu 

hoch: So kann die öffentliche Ordnung bereits durch gefälschte Gegenstände gefährdet 

werden.27 

84 Bereits einleitend (vorn N 1 ff.) und eingehend hinten (etwa N 155 ff., N 165 ff.) wird 

dargelegt, dass die mRNA-«Impfstoffe» toxisch, potentiell krebserregend und womöglich 

gar erbgutschädigend sind, während sie in keiner Weise wirksam vor SARS-CoV-2 schüt-

zen. Die mRNA-«Impfstoffe» stellen daher eine nicht zu rechtfertigende grosse Gefahr für 

die gesundheitliche Sicherheit der Menschen dar, weshalb sie zum Schutz der öffentli-

chen Gesundheit umgehend aus dem Verkehr zu ziehen sind. 

 
24  Zu dieser Aufbewahrungspflicht siehe DUPASQUIER/BOEHM, BSK HMG, 2. Aufl., Basel 2022, 

Art. 7 N 11. 
25  BGE 117 IV 233 E. 3 S. 237; HUG, in: Donatsch [Hrsg.], a.a.O., Art. 69 N 5. 
26  BGE 116 IV 117 E. 2a S. 119 f.; HUG, in: Donatsch [Hrsg.], a.a.O., Art. 69 N 7. 
27  BGE 101 IV 36 E. III.7. S. 41; BGE 89 IV 62 E. 2d S. 70. 
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3. Sicherstellung von Asservaten durchgeführter Obduktionen (Antrag 6) 

85 Wie hinten (N 313 ff.) eingehend dargelegt wird, liegt zufolge nicht oder nicht genug 

spezifisch durchgeführter Obduktionen eine massive Untererfassung von Todesfällen vor, 

die mit den mRNA-«Impfstoffen» mutmasslich in direktem Zusammenhang stehen. Dies 

erschwert den Nachweis eines direkten Kausalzusammenhangs von «Impfung» und 

«Tod» erheblich. 

86 Nur schon anhand der Analyse der 15 Todesfälle (Beilage 5), die zumindest zeitlich in 

engem Zusammenhang mit mRNA-«Impfungen» stehen, ergibt sich, dass zumindest in 

einigen Fällen noch Asservate von Erstobduktionen vorhanden sein müssten, sind diese 

doch mindestens sechs Monate über den Zeitpunkt der Gutachtenserstellung hinaus si-

cherzustellen. 

87 In Gutheissung von Antrag 6 sind daher mindestens betreffend die Todesfälle vom 

02.01.2022, 03.01.2022 und 16.01.2022 und überdies betreffend die Todesfälle vom 

12.02.2021, 13.02.2021, 13.02.2021, 15.02.2021 und 09.06.2021 umgehend die Asserva-

te sicherzustellen (zwecks Beschlagnahme nach Art. 263 Abs. 1 lit. a StPO). Überdies 

wird die zuständige Staatsanwaltschaft ersucht, die zuständige Polizei mittels Ermitt-

lungsauftrag umgehend zur Ermittlung weiterer Todesfälle gleichgelagerter Art anzuhalten 

und die entsprechenden Asservate sicherzustellen. 

X. Einsetzung von sachverständigen Personen 

88 Im Sinne von Art. 182 ff. StPO sind folgende gutachterlichen Untersuchungen durchzufüh-

ren und entsprechende Sachverständige zu ernennen: 

1. «Impfstoffe»: Untersuchung mittels Prüfprotokoll (Antrag 5) 

89 In Gutheissung von Antrag 5 sind die sichergestellten mRNA-«Impfstoffe» einer unab-

hängigen und eingehenden Überprüfung zu unterziehen. 

90 Primär sind sämtliche seitens der Hersteller (angeblich) durchgeführten Qualitätskontrol-

len anhand der Herstellungs- und Prüfprotokolle der Hersteller selbst zu überprüfen. Ent-

sprechend zentral ist die gemäss Antrag 4 beantragte Sicherstellung der entsprechenden 

Protokolle zu Modul 3. Überdies sind die mRNA-«Impfstoffe» auf deklarierte und nicht 

deklarierte Inhaltsstoffe zu prüfen, um alle enthaltenen Inhaltsstoffe je «Impfstoff» und 

Charge ausweisen zu können. Ohne eine genaue Kenntnis sämtlicher Inhaltsstoffe wird 

es nicht möglich sein, den zahlreichen bereits von Impfnebenwirkungen betroffenen Per-

sonen in der Schweiz die richtige ärztliche Hilfe zukommen zu lassen. 
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2. Obduktionen: Zweituntersuchung anhand Prüfprotokollen (Antrag 6) 

91 In Gutheissung von Antrag 6 sind insbesondere folgende Untersuchungen durchzufüh-

ren: 

2.1. Standardisiertes Protokoll Prof. Burkhardt 

92 Anhand der sichergestellten Asservate ist eine Zweituntersuchung durchzuführen. Die 

erneute Begutachtung hat anhand eines Protokolls stattzufinden, mit welchem nicht nur 

oberflächlich nach den augenfälligen finalen Todesursachen (wie Organschäden und Blu-

tungen) gesucht wird, sondern welches der kausalen Herbeiführung ï etwa durch toxische 

Inhaltsstoffe des Impfstoffes oder durch ihn erzeugter Komponenten (insbes. Spike-

Protein) verursachte Gefässschädigungen ï dieser finalen Todesursachen auf den Grund 

geht. 

BO: Beilage 11:  Obduktionsprotokoll Prof. Dr. A. Burkhardt, «Notes and recommendations for 

conducting post-mortem examination (autopsy) of persons deceased in connec-

tion with COVID vaccination», 17. März 2022 

93 Sollten die rechtsmedizinischen Institute hierzu technisch oder aus anderen Gründen 

nicht in der Lage sein, so ist dies durch die Institute unverzüglich anzuzeigen und zu be-

gründen. Die Privatklägerschaft bietet an, auf eigene Kosten entsprechende Exper-

ten (insbesondere Pathologen) beizuziehen und zur Verfügung zu stellen, welche 

die Untersuchung unter Aufsicht des zuständigen Instituts am Institut durchführen. 

2.2. Ergänzung des Protokolls: qPCR und DNA-Sequenzierung 

94 Als wesentliches Charaktermerkmal sämtlicher Corona-«Impfstoffe» war von den 

Herstellern angegeben worden, dass die mRNA-Bestandteile jeweils an der Einstichstelle 

verbleiben und dass sie sich keinesfalls im Körper und in den Organen ausbreiten. Dies 

hat sich in den letzten Monaten indes als klare Falschinformation ausgewiesen (dazu ein-

gehend hinten N 185 ff., vgl. auch N 265 ff.). Finden sich Teile der «Impf-»mRNA im Ge-

webe verschiedener Organe der Verstorbenen, indiziert dies eine nicht vorgesehene Wir-

kungsweise der mRNA-Therapie und das Vorliegen eines entsprechenden Kausalzu-

sammenhangs mit dem Tod der Verstorbenen. RNA-Viren und mRNA haben zudem das 

ï an sich «unerwünschte» ï Potential, sich in der menschlichen DNA zu integrieren (dazu 

eingehend hinten N 148 ff.), was es ebenfalls zu untersuchen gilt.  

95 Zusätzlich zum «Obduktionsprotokoll Burkhardt» sind daher die nachfolgenden (kumulativ 

oder alternativ möglichen) Untersuchungen zum strikten Nachweis eines Kausalzusam-

menhangs zwischen mRNA-Therapie und Todesursache durchzuführen. 



K R U S E |  L A W  

  48 | 317 

96 Sollten die rechtsmedizinischen Institute zu nachfolgenden Untersuchungen technisch 

oder aus anderen Gründen nicht in der Lage sein, so ist dies durch die Institute unverzüg-

lich anzuzeigen und zu begründen. Die Privatklägerschaft bietet an, auf eigene Kosten 

entsprechende Experten (u.a. Biomediziner und Bioinformatiker) beizuziehen, wel-

che die Untersuchung unter Aufsicht des zuständigen Instituts durchführen. 

2.2.1. Test mittels qPCR 

97 Für eine (rasche und kostengünstige) Analyse der Gewebeproben mittels PCR-Verfahren 

ist wie folgt vorzugehen:28 

¶ Extract DNA using standard protocol measures (order e.g. here: 

https://www.qiagen.com). 

¶ Use state of the art primers to detect Spike mRNA sequence in tissue DNA (order 

e.g. here: https://www.sigmaaldrich.com/). 

¶ Design primers based on WHO Pfizer mRNA sequence to produce 100 bp amplicon 

to amplify Spike mRNA specific DNA using qPCR. 

¶ Negative control: tissue from non-infected, non-vaccinated individual. 

¶ Positive control: RNA vaccine vial, reverse transcribed to cDNA. 

2.2.2. DNA-Sequenzierung 

98 Für eine (aufwendigere und aufgrund notwendiger Auswertung kostenintensivere) 

Analyse der Gewebeproben mittels DNA-Sequenzierung ist wie folgt vorzugehen:29 

¶ Extract DNA using standard protocol measures (order e.g. here: 

https://www.qiagen.com). 

¶ The PNAS publication addresses integration with long read sequencing methods 

using Nanopore (send e.g. here: https://www.baseclear.com/). 

¶ This process is non targeted and sequenced reads can be aligned to the human 

genome to check for integration using target site duplication evidence of LINE1 

recognition site: 

 

 
28  Die Angaben erfolgen analog «Obduktionsprotokoll Burkhardt» in englischer Sprache. 
29  Die Angaben erfolgen analog «Obduktionsprotokoll Burkhardt» in englischer Sprache. 

https://www.qiagen.com/
https://www.sigmaaldrich.com/
https://www.qiagen.com/
https://www.baseclear.com/
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B. MATERIELLES 

I. Schutz der Gesundheit als oberstes Ziel: Heilmittelgesetz 

1. Massgebende Rechtsnormen; Geschütztes Rechtsgut 

99 Die vorliegend beanzeigten Handlungen betreffen das Schutzgut der öffentlichen Ge-

sundheit und des Konsumentenvertrauens in zugelassene Arzneimittel. Die öffentliche 

Gesundheit (inkl. Leben) zählt in der Schweiz zu einem der höchsten Polizeigüter. Ihr 

Schutz wird in der Verfassung und in diversen Gesetzen des Bundes mit zahlreichen 

Normen sichergestellt. Der Schutz der öffentlichen Gesundheit vor Risiken im Zusam-

menhang mit Arzneimitteln fällt gemäss Art. 118 Abs. 2 lit. a BV in die Kompetenz des 

Bundes und wurde mit dem Heilmittelgesetz samt Strafsanktionen, welche direkt dessen 

Verwirklichung oder dem Gesundheitsschutz insgesamt dienen, wie folgt konkretisiert: 

1.1. Heilmittelgesetz 

100 Mit dem Heilmittelgesetz (SR 812.21; Bundesgesetz über Arzneimittel und Medizinpro-

dukte) konkretisiert der Bund seine Kompetenz gemäss Art. 118 Abs. 2 BV und legt zu 

Beginn des Gesetzes den Zweck und die damit verbundenen Aufgabenbereiche der zu-

ständigen Behörden unmissverständlich fest: 

«Dieses Gesetz soll zum Schutz der Gesundheit von Mensch und Tier 

gewährleisten, dass nur qualitativ hoch stehende, sichere und wirksame 

Heilmittel in Verkehr gebracht werden.» 

101 Art. 1 Abs. 2 HMG führt zum Zweck des Weiteren aus: 

«[Dieses Gesetz] soll zudem: 

a. Konsumentinnen und Konsumenten von Heilmitteln vor Täuschung 

schützen; 

b.  dazu beitragen, dass die in Verkehr gebrachten Heilmittel ihrem 

Zweck entsprechend und massvoll verwendet werden;  

c.  dazu beitragen, dass eine sichere und geordnete Versorgung mit 

Heilmitteln, einschliesslich der dafür nötigen fachlichen Information und 

Beratung, im ganzen Land angeboten wird.» 

102 Beim Vollzug dieses Gesetzes, insbesondere beim Erlass von Verordnungen und bei der 

Anwendung im Einzelfall, besonders zu beachten ist zudem die Leistungsfähigkeit und die 

Unabhängigkeit der schweizerischen Heilmittelkontrolle (Art. 1 Abs. 3 lit. a HMG). 
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103 Bereits der Zweckartikel des HMG macht deutlich, dass der Gesetzgeber die öffentliche 

Gesundheit vor Heilmitteln von schlechter Qualität, mangelnder Wirksamkeit und vor al-

lem mangelnder Sicherheit ebenso schützen wollte wie vor täuschenden Informationen. 

Die Zulassung von unsicheren, unwirksamen oder risikobehafteten Heilmitteln sollte aus-

geschlossen werden, ebenso wie täuschende Informationen zu den Heilmitteln und man-

gelhaften Fachinformationen. 

104 Die vorstehenden Grundzüge der bundesrechtlichen Heilmittelordnung bilden nicht die 

einzige, aber eine wichtige Basis für die strafrechtliche Würdigung des beanzeigten Ver-

haltens. Aus der nachfolgenden Zusammenfassung des rechtserheblichen Sachverhalts 

ergibt sich, dass die beanzeigten Personen neben den hier zur Anzeige gebrachten Son-

derstraftatbeständen alle wesentlichen vorstehend zitierten grundlegenden Zielsetzungen 

des Heilmittelgesetzes in strafrechtlich relevanter Weise deutlich, wiederholt und dauer-

haft missachtet haben. 

1.2. Strafbestimmungen zum Gesundheitsschutz 

1.2.1. Strafsanktionen des HMG 

105 Im Heilmittelgesetz selbst sind bereits strafrechtliche Normen angelegt, welche der 

Verwirklichung und ultimativen Durchsetzung der heilmittelrechtlichen Zwecksetzungen 

dienen: So sollen die Normen des Art. 86 f. HMG insbesondere gewährleisten, dass nur 

qualitativ hoch stehende, sichere und wirksame Heilmittel in Verkehr gebracht werden 

(Art. 1 Abs. 1 HMG).30 

1.2.1.1 Grundnorm: Abstraktes Gefährdungsdelikt 

106 Dabei ist die Grundnorm des Art. 86 Abs. 1 HMG gar als abstraktes Gefährdungsdelikt 

ausgestaltet: Eine bloss abstrakte Gefährdung der Gesundheit von Menschen reicht also 

für eine Strafbarkeit aus.31 

107 Der Rechtsgüterschutz wurde durch den Gesetzgeber demnach maximal vorverlegt: Es 

braucht keine effektive Verletzung des Rechtsguts der Gesundheit, ja nicht einmal eine 

konkrete Gefährdung desselben. Bereits die blosse Vornahme bestimmter ï für ge-

fährlich befundender ï Handlungen wird für strafbar erklärt.32 Dabei wird die abstrak-

 
30  SUTER/PIELES, BSK HMG, 2. Aufl., Basel 2022, Vor 8. Kapitel N 17; dazu auch Botschaft zu 

einem Bundesgesetz über Arzneimittel und Medizinprodukte (Heilmittelgesetz, HMG) vom 
1. Juni 1999, BBl 1999 III 3453 ff., 3456 f. 

31  SUTER/PIELES, BSK HMG, 2. Aufl., Basel 2022, Art. 86 N 4, N 10; vgl. auch JAIS-

LI/SCHUMACHER-BAUSCH, BSK HMG, 2. Aufl., Basel 2022, Art. 3 N 20 ff. 
32  DONATSCH / TAG, Strafrecht I, 9. Aufl., Zürich/Basel/Genf 2013, § 8 S. 106 f. 
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te Gefährdung bei tatbestandsmässigem Handeln vermutet und ist nicht als zusätzliches 

Element des objektiven Tatbestands im Einzelfall nachzuweisen.33 Gemäss Bundesge-

richt impliziere gar jegliche HMG-Verletzung eine abstrakte Gefahr für die Gesundheit von 

Menschen.34 

108 Angesichts des hohen Ziels des Gesundheitsschutzes des Menschen hat der Gesetzge-

ber mit der Ausgestaltung des Art. 86 Abs. 1 HMG als abstraktem Gefährdungsdelikt 

demnach zum schärfsten aller verfügbaren Deliktstypen gegriffen. 

1.2.1.2 Qualifikation: Konkretes Gefährdungsdelikt 

109 Wird die Gesundheit von Menschen nicht nur abstrakt, sondern bereits konkret gefährdet, 

sieht Art. 86 Abs. 2 lit. a HMG eine massive Erhöhung der angedrohten Sanktion auf zehn 

Jahre Freiheitsstrafe vor.  

110 Eine solch konkrete Gefährdung liegt vor, wenn die Wahrscheinlichkeit oder nahe 

Möglichkeit einer Verletzung der Gesundheit von Menschen geschaffen oder erhöht 

wird.35 Die konkrete Gefährdung von Menschen als Qualifikationsmerkmal bedeutet, dass 

«der Nachweis einer tatsächlich eingetretenen Gefährdung der Gesundheit von 

mindestens einer Person erbracht werden» muss; die blosse Möglichkeit oder Vermu-

tung einer Gefährdung ist nicht ausreichend. Im Gegensatz zu den Verletzungsdelikten 

genügt aber eine Gefährdung des geschützten Rechtsguts ï eine Verletzung ist nicht er-

forderlich.36 

111 Tritt demnach zu einem Verstoss gegen eine einschlägige heilmittelrechtliche Bestim-

mung (Abs. 1) eine konkrete Gesundheitsgefährdung eines einzigen Menschen (Abs. 2) 

hinzu, droht dem Täter bereits ein langjähriger Freiheitsentzug als schwerste aller mögli-

chen Sanktionen. 

 
33  SUTER/PIELES, BSK HMG, 2. Aufl., Basel 2022, Art. 86 N 4, N 19. 
34  Urteil 6B_1354/2017 des BGer vom 14. Juni 2018, E 1.3: «Die Vorschriften des Heilmittelge-

setzes dienen dazu, die Gesundheit von Mensch und Tier zu schützen (vgl. Art. 1 Abs. 1 
HMG). Wird eine solche Vorschrift verletzt, ist von einer abstrakten Gefahr für die Gesund-
heit von Mensch und Tier auszugehen. Eine weitergehende Auseinandersetzung mit mögli-
chen Gesundheitsgefahren ist nicht erforderlich». 

35  SUTER/PIELES, BSK HMG, 2. Aufl., Basel 2022, Art. 86 N 100; JAISLI/SCHUMACHER-BAUSCH, 
BSK HMG, 2. Aufl., Basel 2022, Art. 3 N 21; DONATSCH / TAG, Strafrecht I, 9. Aufl., Zü-
rich/Basel/Genf 2013, § 8 S. 106. 

36  SUTER/PIELES, BSK HMG, 2. Aufl., Basel 2022, Art. 86 N 4, vgl. auch N 100; BGE 135 IV 37 
E. 2.4.1 S. 40. 
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1.2.2. Weitere Strafsanktionen zum Schutz der Gesundheit 

112 Auch mit Art. 230bis StGB ï Gefährdung durch gentechnisch veränderte oder pathogene 

Organismen ï wird das Rechtsgut Leib und Leben von Menschen geschützt.37 Wie bei 

Art. 86 Abs. 2 HMG reicht bereits die bloss konkrete Gefährdung eines einzelnen Men-

schen.38 Fehlt es an einer konkreten Gefährdung, so sind die abstrakten Gefährdungs-

delikte des Gentechnikgesetzes (GTG; SR 814.91) und des Umweltschutzgesetzes 

(USG; SR 814.01) einschlägig, welche ebenfalls dem Schutz der Gesundheit des Men-

schen dienen.39 So wird etwa mit Freiheitsstrafe bestraft, wer mit gentechnisch veränderte 

Organismen (bestimmungsgemäss) so umgeht, dass dadurch Menschen abstrakt gefähr-

det werden (Art. 35 Abs. 1 lit. a GTG i.V.m. Art. 6 Abs. 3 lit. f und Abs. 1 lit. a GTG). Ent-

sprechendes gilt für denjenigen, der pathogene Organismen (bestimmungsgemäss) in 

Verkehr bringt und dadurch Menschen abstrakt gefährdet (Art. 60 Abs. 1 lit. i USG i.V.m. 

Art 29d Abs. 1 und Art. 29a Abs. 1. lit. a USG). Strafbar macht sich im Übrigen auch, wer 

gentechnisch veränderte Organismen in Verkehr bringt, ohne sie für die Abnehmerin oder 

den Abnehmer als solche zu kennzeichnen (Art. 35 Abs. 1 lit. g GTG). 

113 Wie die Strafnormen des HMG schützen auch die Verletzungsdelikte des StGB die 

Gesundheit des Menschen ï und zwar in Form des Schutzes des Lebens an sich (Art. 

111 ff. StGB)40 sowie des Schutzes der körperlichen und gesundheitlichen Integrität (Art. 

122 ff. StGB).41 Bei diesen ist zur Tatbestandsverwirklichung die effektive Verletzung der 

menschlichen Gesundheit erforderlich. 

1.3. Weitere nationale und internationale Normen zum Schutz der öffentlichen 

Gesundheit 

114 Über die Normen des Heilmittelgesetzes und dessen Ausführungsbestimmungen sowie 

strafbewehrte Sanktionen des Gesundheitsschutzes hinaus existieren auf nationaler wie 

auch internationaler Ebene eine Vielzahl an Normen zum Zweck des Schutzes der Ge-

sundheit des Menschen. Eine auch nur annährend umfassende Darstellung würde den 

vorliegenden Rahmen sprengen. Die entsprechenden Normen werden, wo notwendig, 

nachfolgend zur Auslegung der einschlägigen Strafnormen herangezogen. 

 
37  ACKERMANN / SCHRÖDER BLÄUER, in: BSK StGB, 4. Aufl., Basel 2019, Art. 230bis StGB N 3. 
38  ACKERMANN / SCHRÖDER BLÄUER, in: BSK StGB, 4. Aufl., Basel 2019, Art. 230bis StGB N 4 f. 
39  Vgl. dazu ACKERMANN / SCHRÖDER BLÄUER, in: BSK StGB, 4. Aufl., Basel 2019, Art. 230bis 

StGB N 50; Wohlers / Godenzi / Schlegel, Handkommentar StGB, 4. Aufl., Bern 2020, 
Art. 230bis StGB N 4. 

40  SCHWARZENEGGER / STÖSSEL, in: BSK StGB, 4. Aufl., Basel 2019, Vor Art. 111 StGB N 1. 
41  ROTH / BERKEMEIER, in: BSK StGB, 4. Aufl., Basel 2019, Vor Art. 122 StGB N 6. 
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2. Grundsätze und Maximen zum Schutz der öffentlichen Gesundheit 

115 Prüfmassstab für den Gesundheitsschutz ist stets, ob staatliches Handeln ï sei es in 

Form ausführender Verordnungen oder direkter Rechtsanwendung ï dafür sorgt, dass 

Heilmittel qualitativ hochstehend, sicher und wirksam sind.42  

2.1. Vorsorgeprinzip 

116 Oberste Priorität hat und in sämtlichen ordentlichen und besonderen («befristeten» oder 

«vereinfachten») Zulassungsverfahren entscheidend ist stets, «dass die Sicherheit 

gewährleistet ist».43 

117 So ist sowohl eine ordentliche Zulassung (Art. 9, Art. 10 ff. HMG) als auch eine befristete 

Zulassung (Art. 9a HMG) von vornherein nur unter Gewährleistung des Gesundheits- 

und Lebensschutzes möglich.44 Dies bedeutet, dass eine Verweigerung der Zulassung 

nicht erst bei einer konkreten Gefährdung der Gesundheit der Benutzer in Frage kommt. 

Es genügt vielmehr, wenn von einem Präparat eine «nicht unerhebliche potentielle Gefahr 

für die öffentliche Gesundheit» im Sinne einer abstrakten Gefährdung ausgeht, welche im 

Sinne des heilmittelrechtlichen Vorsorgeprinzips möglichst zu beheben ist.45 Dieses 

heilmittelrechtliche Vorsorgeprinzip wird in Art. 3 Abs. 1 HMG konkretisiert:46 Danach 

muss, wer mit Heilmitteln umgeht, dabei alle Massnahmen treffen, die nach dem Stand 

von Wissenschaft und Technik erforderlich sind, damit die Gesundheit von Mensch und 

Tier nicht gefährdet wird (zu den heilmittelrechtlichen Sorgfaltspflichten ausführlich 

hinten N 824 ff.). 

2.2. Wirksamkeit staatlichen Handelns 

118 Ist der Prüfmassstab sämtlichen heilmittelrechtlichen Handelns an der Zweckbestimmung 

des Art. 1 HMG auszurichten, so folgt daraus zwingend, dass es der Schutzzweck des 

Gesetzes ï Schutz der öffentlichen Gesundheit ï gebietet, den gesamten Sachverhalt von 

seiner Wirkung her zu betrachten. Die Einhaltung formeller Vorschriften bietet für sich 

alleine keine ausreichende Sicherheit für die Gewährleistung des Gesundheitsschutzes. 

Sämtliche Umstände sind nach dem jeweiligen Stand von Wissenschaft und nach allge-

meiner Lebenserfahrung gesamthaft mit Blick auf ihre Auswirkung auf den Gesund-

heitsschutz zu berücksichtigen. Staatliches Handeln hat demnach mit Blick auf das 

höchste Rechtsgut ï die Gesundheit des Menschen ï wirksam zu sein (Wirksamkeits-

 
42  RICHLI, BSK HMG, 2. Aufl., Basel 2022, Art. 81 N 17. 
43  Botschaft HMG, 3501; vgl. RICHLI, BSK HMG, 2. Aufl., Basel 2022, Art. 81 N 17. 
44  SCHOTT/ALBERT, BSK HMG, 2. Aufl., Basel 2022, Art. 9a N 5. 
45  SCHOTT/ALBERT, BSK HMG, 2. Aufl., Basel 2022, Art. 10 N 8. 
46  JAISLI / SCHUMACHER-BAUSCH, BSK HMG, 2. Aufl., Basel 2022, Art. 3 N 3. 
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prinzip) und darf sich nicht in einer formalistischen Handlungsweise erschöpfen. Einen 

«Dienst nach Vorschrift» kann und darf es im Bereich des Gesundheitsschutzes daher 

nicht geben, zumal die staatlichen Handlungen unmittelbare Auswirkungen auf die Ge-

sundheit der Menschen haben.47 

2.3. Risikobasierter Umgang mit besonderen Risikofaktoren 

119 «Wer mit Heilmitteln umgeht, muss dabei alle Massnahmen treffen, die nach dem Stand 

von Wissenschaft und Technik erforderlich sind, damit die Gesundheit von Mensch und 

Tier nicht gefährdet wird». Art. 3 Abs. 1 HMG umschreibt explizit den Grundsatz und den 

Sorgfaltsmassstab für den Umgang mit Heilmitteln, welcher sich bereits aus den hiervor 

dargelegten Grundsätzen und Maximen zum Schutz der öffentlichen Gesundheit zwangs-

läufig ergibt: Es ist die zentrale Aufgabe der obersten Zulassungsbehörde, ihr Augenmerk 

von Anfang an auf Art und Anzahl von Risikofaktoren zu richten, von welchen sie im Zu-

sammenhang mit der Zulassung von Arzneimitteln Kenntnis erhält, und wirksame Mass-

nahmen zu treffen, um diese Risiken auszuschliessen.48  

120 Klassische Risikofaktoren im Zusammenhang mit Arzneimittel-Zulassungen sind etwa: 
 

1) Neuartigkeit der Inhaltsstoffe,  

2) Neuartigkeit des Herstellungsverfahrens,  

3) Neuartigkeit der zu bekämpfenden Krankheit,  

4) Fehlender Erfahrungsschatz der Herstellerfirmen bei der Produktion ähnlicher Arz-

neimittel, 

5) Zulassungen ohne die üblichen klinischen Studien, 

6) besonderer Zeitdruck, etwa in Form von politisch-medialem Druck. 

121 Je weniger Gewissheit und Sicherheit im Rahmen des Zulassungsverfahrens gewonnen 

werden können, desto höher müssen die Hürden für eine Zulassung sein, oder ï im Falle 

einer Zulassung trotz Risikofaktoren ï desto wirksamer und engmaschiger muss  
 

1) die vorgängige Information des Konsumenten über diese Risiken und 

2) das rechtzeitige Erkennen von Nebenwirkungen ausgestaltet sein.  

122 Grosse Unsicherheiten einer Substanz bei Zulassung bedeuten daher zwingend und ohne 

Ausnahme: maximale Sorgfalt bezüglich Risiko-/Nutzen-Information der Konsumenten 

und maximale Sorgfalt bezüglich wirksamer Erfassung und Publikation von Nebenwirkun-

 
47  Vgl. zur Wirksamkeit staatlicher Massnahmen HÄFELIN / MÜLLER / UHLMANN, Allgemeines 

Verwaltungsrecht, 8. Aufl., Zürich / St. Gallen 2020, N 1579. 
48  Zu den heilmittelrechtlichen Sorgfaltspflichten nach Art. 3 HMG im Übrigen ausführlich hinten 

N 825 ff. 
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gen («Best Effort-Masstab»). Anders kann die öffentliche Gesundheit nicht geschützt wer-

den vor Risiken, welche im Moment der Zulassung unterschätzt wurden, welche dann 

noch unbekannt waren oder welche sich erst nach Zulassung der betreffenden Substan-

zen materialisieren. 

II. Täterkreis 

123 Als Täter der zuvor angeführten Strafnormen zum Gesundheitsschutz kommt grundsätz-

lich jedermann in Frage ï sicherlich aber diejenigen Personen, welche als Träger der ver-

letzten Sorgfaltspflichten erscheinen.49 Insbesondere macht sich etwa nach Art. 86 Abs. 1 

lit. a HMG strafbar, wer Arzneimittel in Verletzung von Art. 3 HMG (allgemeine Sorgfalts-

pflicht) herstellt (Swissmedic gilt insbesondere im Rahmen der Chargen-Prüfung als Her-

stellerin)50 oder anwendet (Einsatz des Arzneimittels am Patienten durch Ärzte). 

124 Sowohl die beanzeigten natürlichen Personen der Swissmedic wie auch der «Insel 

Gruppe» kommen daher als potentielle Täter in Betracht. Entsprechend ist auf den 

Rechtsstatus und die damit einhergehenden Rahmenbedingungen der genannten Organi-

sationen kurz einzugehen: 

1. Hersteller ï Swissmedic 

125 Wie hinten (N 813 ff.) eingehend dargelegt wird, gilt Swissmedic zufolge ihrer Pflicht zur 

Chargenprüfung als Herstellerin im Sinne des Heilmittelgesetzes, womit sie unter ande-

rem Adressatin der in Art. 86 HMG formulierten Sanktionsnormen und der entsprechen-

den Sorgfaltspflichten in Art. 3 HMG und Art. 7 HMG ist. 

1.1. Organisation der Zulassungsbehörde 

126 Swissmedic, die Schweizerische Zulassungs- und Aufsichtsbehörde für Arzneimittel und 

Medizinprodukte (Heilmittel), ist eine öffentlich-rechtliche Anstalt des Bundes mit eigener 

Rechtspersönlichkeit. Sie ist in ihrer Organisation und Betriebsführung selbständig und 

führt eine eigene Rechnung.51 

127 Swissmedic wurde im Jahr 2002 gegründet52 und ist derzeit wie folgt organisiert:53 

 
49  Vgl. SUTER / PIELES, BSK HMG, 2. Aufl., Basel 2022, Art. 86 N 86. 
50  Dazu eingehend hinten N 813 ff. 
51  Swissmedic, «Strategische Ziele 2019 bis 2022», 24.10.2018, 

https://www.swissmedic.ch/dam/swissmedic/de/dokumente/direktion/strategischeziele2019-
2022.pdf.download.pdf/strategischeziele2019-2022.pdf, S. 1. 

52  Generalsekretariat EDI, «Bundesrat genehmigt den neuen Leistungsauftrag an Swissme-
dic», 24.11.2010, 
https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-36375.html. 

https://www.swissmedic.ch/dam/swissmedic/de/dokumente/direktion/strategischeziele2019-2022.pdf.download.pdf/strategischeziele2019-2022.pdf
https://www.swissmedic.ch/dam/swissmedic/de/dokumente/direktion/strategischeziele2019-2022.pdf.download.pdf/strategischeziele2019-2022.pdf
https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-36375.html
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128 Swissmedic gibt an, hinsichtlich Arzneimittelsicherheit im regelmässigen Austausch mit 

internationalen Partnerbehörden zu stehen und diesen Austausch beim Verdacht von 

neuen Sicherheitsrisiken als besonders wichtig zu erachten.54 

 
53  Swissmedic, «Organigramm per Mai 2022», 

https://www.swissmedic.ch/swissmedic/de/home/ueber-uns/organisation.html. 
54  Swissmedic, «Auf den Spuren der Pharmacovigilance», 03/2021, 

https://www.swissmedic.ch/swissmedic/de/home/ueber-
uns/publikationen/visible/swissmedic-visible-april-
2021.spa.v3.app/de/arzneimittelsicherheit.html. 

https://www.swissmedic.ch/swissmedic/de/home/ueber-uns/organisation.html
https://www.swissmedic.ch/swissmedic/de/home/ueber-uns/publikationen/visible/swissmedic-visible-april-2021.spa.v3.app/de/arzneimittelsicherheit.html
https://www.swissmedic.ch/swissmedic/de/home/ueber-uns/publikationen/visible/swissmedic-visible-april-2021.spa.v3.app/de/arzneimittelsicherheit.html
https://www.swissmedic.ch/swissmedic/de/home/ueber-uns/publikationen/visible/swissmedic-visible-april-2021.spa.v3.app/de/arzneimittelsicherheit.html
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1.2. Leistungsauftrag bzw. «strategische Ziele» von Swissmedic 

129 Nach Art. 69 HMG hat Swissmedic die Aufgaben zu erfüllen, die ihr gemäss Heilmittelge-

setz sowie weiteren Bundesgesetzen zugewiesen sind. Zur Erfüllung dieser Aufgaben 

genehmigt der Bundesrat auf Vorschlag des Institutsrats die strategischen Ziele des 

Instituts für einen Zeitraum von vier Jahren (Art. 70 Abs. 1 HMG). Diese Norm ist neu und 

erst seit 1. Januar 2019 in Kraft. Zuvor hatte der Bundesrat zuhanden der Swissmedic 

jeweils einen Leistungsauftrag (mit Leistungsvereinbarung) erteilt.55 Eine nähere Begrün-

dung für diesen Instrumentenwechsel gab der Bundesrat in seiner Botschaft zur Revision 

des HMG nicht.56 Der Wechsel zu diesen «strategischen Zielen» verschob allerdings 

offenkundig das Kräfteverhältnis zwischen Swissmedic und Bundesrat: Hatte der 

Bundesrat das Institut früher mittels einseitigem, hoheitlich erlassenem Leistungsauftrag 

gesteuert, kommt ihm neu nur noch eine Genehmigungskompetenz zu.57 Als «strategi-

sche Schwerpunkte» hat sich Swissmedic für den Zeitraum 2019ï2022 folgendes vorge-

geben:58 

130 Unter einleitenden «programmatischen Schwerpunkten» hält Swissmedic fest, dass sie in 

einem «Spannungsfeld von potentiell gegenläufigen Interessen» agiere: So gelte das eine 

dem Schutz vor Risiken, die von Heilmitteln ausgehen können. Auf der anderen Seite 

würden Konsumentinnen und Konsumenten sowie Patientinnen und Patienten den ra-

schen Zugang zu sicheren und wirksamen Heilmitteln erwarten. Zudem habe auch die 

Heilmittelbranche «ein legitimes Interesse an wettbewerbsfähigen Rahmenbedin-

gungen». Vor diesem Hintergrund sei eine «kompetente und eigenständige Heilmittel-

kontrolle» sowohl für die Sicherheit der Patientinnen und Patienten als auch für den 

Pharma- und Medizintechnikstandort Schweiz unverzichtbar. 

131 Anschliessend formuliert Swissmedic insgesamt sieben «Aufgaben- und unternehmens-

bezogene Ziele». Von diesen sind deren drei auf internationale Harmonisierung 

zwecks Aufwandsreduktion (Ziel 1), Abstützung auf Zulassungsentscheide auslän-

discher Behörden (Ziel 2) und Beschleunigung von Zulassungsverfahren unter Ori-

entierung an den schnellsten Behörden (Ziel 6) gerichtet. So hält Swissmedic diesbe-

züglich etwa fest: 

«Harmonisierte internationale Standards sind eine wichtige Grundlage für 

die Reduktion des Aufwandes bei Behºrden [é]è (Ziel 1) 

 
55  RICHLI / MEYER, BSK HMG, 2. Aufl., Basel 2022, Art. 70 N 3. Vgl. auch Swissmedic, «Strate-

gische Ziele», 30.09.2019, https://www.swissmedic.ch/swissmedic/de/home/ueber-
uns/swissmedic--schweizerisches-heilmittelinstitut/strategy.html. 

56  RICHLI / MEYER, BSK HMG, 2. Aufl., Basel 2022, Art. 70 N 4. 
57  RICHLI / MEYER, BSK HMG, 2. Aufl., Basel 2022, Art. 70 N 5 f. 
58  Swissmedic, FN 51. 

https://www.swissmedic.ch/swissmedic/de/home/ueber-uns/swissmedic--schweizerisches-heilmittelinstitut/strategy.html
https://www.swissmedic.ch/swissmedic/de/home/ueber-uns/swissmedic--schweizerisches-heilmittelinstitut/strategy.html
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ç[é] will die Swissmedic sich [é] ¿berall dort, wo die minimalen materiel-

len Voraussetzungen erfüllt sind, auf die Begutachtungsergebnisse ande-

rer, anerkannter Behºrden abst¿tzenè (ûrelianceü)è (Ziel 2) 

«Die Swissmedic wird die Dauer der relevanten Verfahren unter Einhal-

tung der Qualität im Durchschnitt um 10 Prozent verkürzen, indem zeitkri-

tische Prozesse beschleunigt werden. Im Bereich der Zulassungsverfah-

ren orientiert sie sich an den schnellsten Behörden.» (Ziel 6) 

132 Keines dieser drei Ziele ï auch keines der vier vorliegend nicht näher erwähnten59 ï ist 

darauf ausgelegt, in der Schweiz für eine möglichst sorgfältige und eingehende Prüfung 

zur bestmöglichen Handhabe des mit der Zulassung von Arzneimitteln verbundenen Risi-

kos zu sorgen. Alles zielt auf Verfahrensbeschleunigung und möglichst ungeprüfte 

Übernahme ausländischer (Zulassungs-)Entscheide ï ganz im Sinne der Pharmain-

dustrie. Auf den Schutz vor Risiken und damit dem Hauptzweck des Heilmittelrechts ï 

dem Gesundheitsschutz des Menschen ï wird hingegen gerade einmal unter dem Titel 

der «programmatischen Schwerpunkte» eingegangen. Besonders hervorgehoben wird 

dieser elementare Punkt indes selbst dort nicht, sondern sogleich mit (angeblichen) Inte-

ressen von Konsumenten und den (immanenten) Interessen der Pharmaindustrie an 

schnellen und unkomplizierten Zulassungen verwischt. 

133 Ob Swissmedic mit diesem schwachen Leitbild den Hauptzweck des Heilmittelrechts ï 

den Gesundheitsschutz des Menschen im Sinne der oben ausgeführten ausdrücklichen 

Rechtsgrundlagen und Rechtsgrundsätze (vorn N 99 ff.) ï überhaupt erfüllen kann, er-

scheint äusserst fraglich. Indes muss diese Frage hier nicht abschliessend beurteilt wer-

den, da sich Swissmedic an den effektiv getroffenen (Zulassungs-)Entscheiden messen 

lassen muss: Diese müssen den gesetzlichen Anforderungen jederzeit genügen ï eine 

autonome «Entledigung» von den gesetzlichen Pflichten über den Weg gegensätzlicher 

oder zumindest abschwächender Zielformulierungen ist nach dem Legalitätsprinzips nicht 

möglich, da dies die Delegationsgrundsätze gemäss Praxis des Bundesgerichts verletzen 

würde: Eine Gesetzesdelegation bezüglich wichtiger oder grundlegender Bestimmungen 

durch den Bundesrat ist nicht möglich.60 Die Vergrösserung der Autonomie einer Verwal-

 
59  Die weiteren Ziele betreffen die Kommunikation mit der Öffentlichkeit (Ziel 3), den Austausch 

mit nationalen Entscheidungsträgern im Gesundheitsbereich (Ziel 4), die Digitalisierung (Ziel 
5) und die Stärkung von Regulierungssystemen in anderen Ländern (Ziel 7). 

60  BGE 141 II 169 E. 3.2. 
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tungseinheit kann und darf nie zur Umgehung des Legalitätsprinzips (Art. 5 Abs. 1; 164 

Abs. 1 BV BV) führen.61  

2. Anwender ï am Beispiel des Berner Inselspitals 

134 Auch wer Arzneimittel anwendet, ist Adressat der in Art. 86 HMG formulierten Sankti-

onsnormen. Massgebend sind in diesem Fall insbesondere die Sorgfaltspflichten nach 

Art. 26 HMG, also die Sorgfaltspflichten bei Verschreibung, Abgabe und Anwendung. 

Zentrale Pflicht ist hierbei die vollständige Aufklärung des Patienten vor dem Eingriff (dazu 

eingehend hinten N 857 ff.). 

135 Die «Insel Gruppe» betreibt ein «COVID-Impfzentrum» auf dem Gelände des Inselspitals 

Bern.62 Unter dem Titel «Jede Impfung zählt» werden dort seit 2021 «Erstimpfungen», 

«Auffrischimpfungen (Booster)», «Kinderimpfungen ab 5 bis 11 Jahre» und weitere «CO-

VID-Impfungen» angeboten.63 Entsprechend sind die für die «Insel Gruppe» handelnden 

Beanzeigten verantwortlich für die Sicherstellung der heilmittelrechtskonformen Aufklä-

rung der geimpften Personen. 

136 Vorliegend erhielt zumindest die Privatklägerin 2 zwei mRNA-Injektionen im «Impfzentrum 

Insel» ï und dies bei derzeitigem Wissensstand ohne hinreichende Aufklärung, womit die 

für die «Insel Gruppe» handelnden Beanzeigten zum potentiellen Täterkreis gehören.  

III. Tatmittel ï mRNA-«Impfstoffe» 

137 Sämtliche in diesem Abschnitt getätigten Ausführungen stützen sich vollumfänglich auf 

den dieser Strafanzeige beigelegten Evidenzreport (Beilage 4), welcher weitergehende 

Erörterungen enthält und die entsprechenden Belege aufführt. Die Titelstruktur in diesem 

Abschnitt der Strafanzeige und des beigelegten Evidenzreports (Abschnitt «mRNA-

«Impfstoffe»: Risiken und Wirksamkeit») entsprechen sich inhaltlich, sind aber um eine 

Ebene verschoben (z.B.: Titelebene «1. Wissensstand Ende 2020» der Strafanzeige ent-

spricht Titelebene «I. Wissensstand Ende 2020» des Evidenzreports). Entsprechend 

wird zum Nachweis und zur Vertiefung der nachfolgenden Ausführungen vollum-

fänglich auf den ausführlichen Evidenzreport verwiesen. 

 
61  Vgl. zu Legalitätsprinzip und wirkungsorientierter Verwaltungsführung HÄFELIN / MÜLLER / 

UHLMANN, Allgemeines Verwaltungsrecht, 8. Aufl., Zürich / St. Gallen 2020, N 1584 und 
N 1586 f. 

62  INSEL GRUPPE, «Situationsplan Inselspital», 03.2022, 
https://www.insel.ch/fileadmin/Inselspital/Bilder/Patienten_und_Besucher/Corona/Situationsp
lan-Impfzentrum-Inselcampus.pdf. 

63  INSEL GRUPPE, «Jede Impfung zählt», 20.06.2022, https://www.insel.ch/de/patienten-und-
besucher/coronavirus/covid-impfzentrum-auf-dem-inselcampus. 

https://www.insel.ch/fileadmin/Inselspital/Bilder/Patienten_und_Besucher/Corona/Situationsplan-Impfzentrum-Inselcampus.pdf
https://www.insel.ch/fileadmin/Inselspital/Bilder/Patienten_und_Besucher/Corona/Situationsplan-Impfzentrum-Inselcampus.pdf
https://www.insel.ch/de/patienten-und-besucher/coronavirus/covid-impfzentrum-auf-dem-inselcampus
https://www.insel.ch/de/patienten-und-besucher/coronavirus/covid-impfzentrum-auf-dem-inselcampus
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138 Sämtliche erwähnten Strafnormen mit dem Zweck des Gesundheitsschutzes haben 

vorliegend als Tatmittel die mRNA-«Impfstoffe» gemeinsam. Diesbezüglich verfügte die 

Zulassungsbehörde Swissmedic zu unterschiedlichen Zeitpunkten über unterschiedlich 

weitreichende Informationen zu den zuzulassenden Substanzen. Mit Blick auf die oben 

ausgeführten Rechtsgrundlagen und Rechtsgrundsätze (vorn N 99 ff.) sind für das vorlie-

gende Strafverfahren all jene Informationen von besonderem Interesse, welche Hinweise 

auf Risiken für die öffentliche Gesundheit beinhalten, also Hinweise auf (wie bereits teil-

weise vorn N 120 aufgelistet): 
 

1) Neuartigkeit der Inhaltsstoffe,  

2) Neuartigkeit des Herstellungsverfahrens,  

3) Neuartigkeit der zu bekämpfenden Krankheit,  

4) Fehlender Erfahrungsschatz der Herstellerfirmen bei der Produktion ähnlicher Arz-

neimittel, 

5) Zulassungen ohne die üblichen klinischen Studien, 

6) Ergebnisse aus weltweit verfügbaren empirischen Studien, 

7) Ergebnisse aus weltweit verfügbaren Nebenwirkungsmeldungen, 

8) Alle weiteren Informationen, die dem Institut zugetragen werden. 

139 Des Weiteren sind sämtliche Handlungen von Swissmedic und den handelnden Personen 

von Interesse, welche die Vergrösserung oder Reduktion dieser Risiken für die öffentli-

chen Gesundheit zur Folge hatten.  

140 Vor diesem Hintergrund sind für das vorliegende Strafverfahren (jeweils nach Massgabe 

ihrer zeitlichen Verfügbarkeit im Moment der jeweiligen Zulassung) folgende Tatsachen 

als rechtserheblich einzustufen und dementsprechend zu würdigen: 

1. Wissensstand Swissmedic Ende 2020 (Erstzulassungen Erwachsene) 

141 Bereits bei erster Zulassung der mRNA-«Impfstoffe» im Dezember 2020 (und Januar 

2021) waren Swissmedic folgende Umstände mit Blick auf das Risiko-Nutzen-Profil be-

kannt: 

1.1. Risiken 

1.1.1. Neue, noch nicht erprobte Wirkungsweise: Gen-Therapie 

142 Swissmedic stuft die mRNA-Präparate als «Impfungen» ein und bezeichnet sie daher als 

«immunologische Arzneimittel» im Sinne von Art. 2 lit. b AMBV (SR 812.212.1), ohne auf 

die besondere Wirkungsweise dieser Präparate einzugehen. Sowohl seitens der Herstel-
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ler als auch seitens der Zulassungsbehörden der USA (FDA) und der EU (EMA) werden 

die mRNA-Präparate potentiell als Gen-Therapien klassifiziert. Selbst in der Öffentlich-

keit präsentieren einzelne Vertreter der Pharma-Branche diese Präparate offen als das, 

was sie sind: Eine Gen-Therapie. So führte etwa Stefan OELRICH, Mitglied des Vorstandes 

der Bayer AG und Leiter der Medikamentensparte des Chemie- und Pharmakonzerns, im 

Oktober 2021 aus: 

«Die mRNA-Impfungen sind ein Beispiel für Zell- und Gentherapie. 

Hätten wir vor zwei Jahren eine öffentliche Umfrage gemacht und gefragt, 

wer bereit dazu ist, eine Gen- oder Zelltherapie in Anspruch zu nehmen 

und sich in den Körper injizieren zu lassen, dann hätten das wahrschein-

lich 95 Prozent der Menschen abgelehnt. Diese Pandemie hat vielen 

Menschen die Augen für Innovationen in einer Weise geöffnet, die vorher 

nicht möglich war.» 

143 In bisher angewendeten etablierten Impfungen wird eine unschädliche Menge eines 

abgetöteten oder abgeschwächten Erregers (aktive Impfung) oder werden direkt Antikör-

per (passive Impfung) in den Körper eingebracht. Im Fall der aktiven Impfung erkennt un-

ser Immunsystem den Erreger basierend auf seinen spezifischen Erkennungsmerkmalen, 

welche er auf der Oberfläche trägt, als fremd und aktiviert die Immunabwehr, so dass 

spezifische Antikörper und Gedächtniszellen produziert werden, welche den Erreger un-

schädlich machen. Das Immunsystem wird somit «trainiert», indem es fremde Erken-

nungsmerkmale eines Erregers erkennt, darauf reagiert und den Erreger bei einer späte-

ren Begegnung rasch zerstören kann. Die vorliegend thematisierten mRNA-«Impfungen» 

haben jedoch einen grundsätzlich anderen Wirkmechanismus. Dieser besteht darin, 

gesunde eigene Körperzellen dazu zu bringen, dass sie das fremde Erkennungs-

merkmal (Spike-Protein) produzieren und an ihrer Zelloberfläche anhängen. Damit 

«verkleiden» sich unsere eigenen gesunden Körperzellen und erscheinen unserem Im-

munsystem als fremd. Dabei wird der Bauplan für dieses fremde Merkmal (das Spike-

Protein) über eine gentechnisch künstlich stabilisierte mRNA in den Körper injiziert. Die 

mRNA zwingt sodann die körpereigenen Zellen zur Produktion dieses fremden Erken-

nungsmerkmals, das «Spike-Protein». Dieses wird anschliessend an die Oberfläche der 

Zelle transportiert und von den Immunzellen erkannt. 

144 Diese besondere Funktionsweise wurde bisher ausschliesslich bei schwerstkranken 

Patienten in Einzelfällen ausprobiert. Kein vergleichbares pharmazeutisches Produkt hatte 

bislang eine Marktzulassung für eine Anwendung an gesunden ï nicht vorerkrankten ï 

Bevölkerungsgruppen erhalten. Die neuartige mRNA-Technologie wurde bis dahin ledig-

lich in Einzelfällen bei Krebspatienten ï also in schwerer Weise vorerkrankten Men-
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schen ï versuchsweise eingesetzt. Doch selbst dort hatte diese Technologie noch zu kei-

nem durchschlagenden Erfolg geführt, weil keine relevante Wirksamkeit nachgewiesen 

werden konnte. Im Bereich einer breitenwirksamen, prophylaktischen Anwendung ist die-

se besondere Funktionsweise dagegen noch völlig neu. So ist bis heute noch völlig uner-

forscht:  

¶ welche Körperzellen am Ende in die Produktion des Spike-Proteins involviert sind; 

¶ wie lange die Produktion in welcher Qualität und in welcher Quantität anhält und  

¶ wie gross der Anteil der Bevölkerung ist, welcher die im grossen Stil verabreichten 

mRNA-Injektionen, respektive die körpereigene Produktion neuer Substanzen nicht in 

der beabsichtigten Weise nebenwirkungsfrei verträgt. 

145 Tatsächlich befanden sich die mRNA-Therapien oder mRNA-«Impfstoffe» zur Grippevor-

beugung noch Ende 2019 im Stadium von Tierstudien (präklinische Phase) ï also weit 

entfernt von einer ordentlichen Zulassung. Kein vergleichbares pharmazeutisches Produkt 

hatte bis dahin eine Marktzulassung für eine Anwendung an gesunden ï nicht vorerkrank-

ten ï Bevölkerungsgruppen erhalten. Hersteller wie BioNTech liessen daher noch im Sep-

tember 2019 verlauten, dass sie damit rechnen würden, dass möglicherweise «nie» eine 

derartige Gen-Therapie zugelassen würde. Moderna folgte mit ähnlicher Aussage gar 

erst am 30. Juni 2020: mRNA werde als Gentherapieprodukt betrachtet, für welches 

angesichts der völligen Neuartigkeit (keine einzige bisherige Marktzulassung, unklare 

Studienanforderungen etc.) der Zulassungsweg ungewiss sei. 

146 Gerade einmal ein paar Monate später ï im Dezember 2020 ï liess Swissmedic ebendie-

se mRNA-Therapien zur vorsorglichen Behandlung von SARS-CoV-2 auf dem Markt zu. 

Doch im Vergleich zu 2019 ï geschweige denn zum Juni 2020 ï hatte sich wenig geän-

dert, eine Vielzahl an Parametern waren noch immer unbekannt. Unklar war sowohl die 

Absorption der applizierten mRNA als auch diejenige der Spikeproteine im Körper (sog. 

Pharmakokinetik): Weder war anhand erster Studien klar, wie sich die modifizierte mRNA 

(absichtlich verzögerte Abbaugeschwindigkeit) im Vergleich zur natürlichen mRNA ab-

bauen wird, noch war die Wirkung der durch die mRNA angeregte Produktion der 

Spikeproteine in irgendeiner Weise hinreichend erforscht. Als wären dies nicht bereits 

genügend Unsicherheiten, wurden auch keinerlei Studien zum Ausschluss allfälliger 

toxischer Wirkungen (Genotoxizitätsstudien) noch zum Ausschluss allfälliger 

krebserregender Wirkungen (Karzinogenitätsstudien) durchgeführt. Ob die mRNA-

Therapie zur (irreversiblen) Schädigung des Erbguts oder zu Krebs führen kann, 

war demnach völlig unbekannt. 
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147 Ein Arzneimittel, welches auf einer noch nie an einer gesunden Gesamtbevölkerung 

angewandten Methode basiert und bei welchem entsprechend sämtliche relevanten Pa-

rameter noch weitgehend unerforscht sind, muss zwangsläufig als gefährlich angesehen 

werden, bis seine Sicherheit nachgewiesen ist. Mit Blick auf den hohen Sorgfaltsmassstab 

gemäss Art. 3 Abs. 1 HMG würde die völlige Neuartigkeit und teilweise Unklarheit der 

Wirkungsweise eine solide Durchführung aller erforderlichen präklinischen und klinischen 

Studien zwingend gebieten. Dass dies im Rahmen des (unten beschriebenen) Zulas-

sungsverfahrens der sogenannt «befristeten» Zulassung nicht möglich war bzw. bewusst 

darauf verzichtet wurde, ist als erheblicher Risikofaktor zu bewerten, welcher der zustän-

digen Behörde bewusst war. 

1.1.2. Verbotene Anwendung von GVO am Menschen? 

148 Überdies bestehen Hinweise, dass es sich bei den mRNA-«Impfstoffen» nicht «nur» um 

eine «Gentherapie», sondern gar um gentechnisch veränderte Organismen (GVO) han-

delt. 

149 So stufte etwa das Bundesamt für Umwelt (BAFU) den mRNA-«Impfstoff» aufgrund der 

Kombination der mRNA mit den Lipidnanopartikeln als gentechnisch veränderten Orga-

nismus (GVO) ein. Legt man diese Einschätzung der vorliegenden Substanz zugrunde, so 

hätte eine «befristete Zulassung» zu keinem Zeitpunkt erteilt werden dürfen: 

150 Bei GVO handelt es sich um Einheiten (inkl. Gemische etc.), die fähig sind, sich zu 

vermehren oder genetisches Material zu übertragen, und dabei so hergestellt bzw. ver-

ändert worden sind, «wie dies unter natürlichen Bedingungen durch Kreuzen oder na-

türliche Rekombination nicht vorkommt». Liegt ein solcher GVO vor, werden an eine 

Zulassung massiv erhöhte Anforderungen gestellt, auf welche hinten (N 551 ff., N 565, 

N 569, 599 f., N 750 ff.) näher eingegangen wird und die mit einer befristeten Zulassung 

in keiner Weise erfüllt werden können. Fände gar eine Übertragung des genetischen Ma-

terials in menschliche Keimzellen statt, so würde dadurch die Integrität des menschlichen 

Erbguts verletzt, welche nach Art. 119 Abs. 2 lit. a BV absolut gesch¿tzt ist: çalle [é] 

Eingriffe in das Erbgut menschlicher Keimzellen und Embryonen sind unzulässig». 

Dabei reicht es aus, dass auch nur schon einzelne Gensequenzen direkt verändert wer-

den, wie dies etwa bei der CRISPR/Cas9-Technologie der Fall ist, bei welcher gezielt 

DNA-Sequenzen «herausgeschnitten» und punktgenau durch gentechnisch veränderte 

DNA-Sequenzen ersetzt werden. 

151 Die vorgesehene Wirkungsweise der mRNA-«Impfstoffe» sieht zwar vordergründig keinen 

direkten Eingriff in die DNA vor. Allerdings lagen bereits Ende 2020 diverse Studien vor, 
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die in menschlichen Zellen eine sogenannte «reverse Transkription» von mRNA in 

DNA gezeigt haben. Die mRNA in den «Impfstoffen» wurde so modifiziert (insbesondere: 

Ersatz von Uridin durch Pseudouridin, modifizierte Verkappung des 5ô-Endes), dass sie 

länger im Körper «überlebt» und vor einem Abbau durch Enzyme («Ribonukleasen») und 

vor dem Immunsystem geschützt wird. Mit dieser künstlichen Anpassung der mRNA wird 

das Ziel verfolgt, diese sicher in die Zellen zu bringen und so möglichst viel Spike-Protein 

synthetisieren zu können. Die Gefahr durch das «Spike-Protein» wurde durch die Swiss-

medic als «gering eingeschätzt», weil mit einer «minimalen systemischen Exposition nach 

intramuskulärer Anwendung» zu rechnen sei. Bereits Ende 2020 war bekannt, dass eine 

anhaltende Expression des toxischen Spike-Proteins einerseits durchaus das Poten-

tial möglicher Nebenwirkungen (wie Krebserkrankungen) erhöht (zur Toxizität des 

Spike-Proteins und den entsprechenden Folgen eingehend hinten N 172, N 185 ff., 

N 265 ff.). Andererseits führt die künstliche Modifizierung dazu, dass die mRNA sich län-

ger als unter natürlichen Umständen im Körper aufhält ï und möglicherweise an Orte ge-

langt, wo sie nicht hingelangen sollte, wie zum Beispiel in die Geschlechtsorgane, was bei 

Tierversuchen festgestellt wurde. Im beiliegenden Evidenzrapport wird eingehend darge-

legt, dass auf diese Weise ein ï ungewolltes ï Einwirken der mRNA auf die menschli-

che DNA in den Keimzellen stattfinden könnte. 

152 Swissmedic war diese Problematik im Grundsatz bereits Ende 2020 bekannt. Sie hielt in 

einem Schreiben an Moderna vorsorglich fest, dass die Gefahr einer Integration in das 

Genom für «sehr gering» gehalten werde. Auf die Durchführung von Studien, welche 

diese Gefahr ausgeschlossen hätten, bestand Swissmedic in völlig unverständlicher Wei-

se jedoch nicht. Swissmedic wies die Öffentlichkeit noch nicht einmal auf die ï wenn auch 

allenfalls «sehr geringe» ï Gefahr hin, sondern verwischte diesen Umstand vielmehr. 

Konträr zur damals vorliegenden Datenlage liess Swissmedic in der ersten Version der 

Fachinformation von Comirnaty (Rubrik «Genotoxizität/Karizinogenität») verlauten: «Ins-

besondere ist davon auszugehen, dass die mRNA nicht in den Zellkern gelangt 

oder mit dem Genom interagiert.» Dieser Passus wurde in nachfolgenden Versionen 

gelöscht ï Gründe hierfür sind offiziell nicht bekannt. 

153 Ob die mRNA-Substanzen das Potential haben, die DNA des Menschen dauerhaft 

(vererbbar) zu modifizieren, kann daher nicht ausgeschlossen werden. Wäre dies 

der Fall, verstiesse die Anwendung von mRNA gegen zwingende Verfassungsbestim-

mungen. Zudem reicht nur schon das Potential, die DNA eines einzigen Menschen zu 

verändern, aus, damit die für GVO (inkl. CRISPR/Cas9) geltenden strengen Zulassungs-

voraussetzungen zwingend hätten erfüllt werden müssen. Die Veränderung der DNA ei-

nes einzelnen Menschen ï und erst recht das Potential zur dauerhaften, vererbbaren 
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Veränderung des menschlichen Erbguts ï würde wohl das sofortige Ende der mRNA-

Forschung bedeuten, da sie gegenüber CRISPR/Cas9 über keinerlei regulatorische Vor-

teile mehr verfügen würde.  

154 Angesichts dieser gravierenden Unsicherheiten liegt in einer gleichwohl erfolgten Zulas-

sung ein Verstoss gegen das heilmittelrechtliche Vorsorgeprinzip vor: Bei einer potenti-

ell genverändernden Wirkungsweise der mRNA-Substanzen ï der potentiell dauer-

haften, irreversiblen Veränderung des Erbguts des Menschen ï handelt es sich nicht 

bloss um einen kaum bis nicht kalkulierbaren «Risikofaktor», sondern um ein absolutes 

Ausschlusskriterium für jedwede Zulassung. Auch diese Tatsache war der Zulas-

sungsbehörde im Zeitpunkt der ersten Zulassung per Dezember 2020 bekannt. 

1.1.3. Neue, noch nicht erprobte Inhaltsstoffe: Toxische Lipidnanopartikel 

155 Um die mRNA in den COVID-«Impfstoffen» vor Abbau zu schützen und die Aufnahme in 

die Körperzellen zu erleichtern, wird sie in eine Hülle aus Fetten (Lipidnanopartikel, LNP) 

«verpackt». Das Verwenden von LNP bei Menschen wurde wegen ihrer Toxizität und 

hiermit verbundenen gefährlichen Nebenwirkungen schon seit Jahren als kritisch ein-

gestuft. 

156 Trotzdem wurden bei den COVID-«Impfstoffen» LNP und insbesondere die problemati-

schen Komponenten ALC-0159 und ALC-0315 (Comirnaty) bzw. SM-102 (Spikevax) ein-

gesetzt.  

157 Die ursprünglichen Angaben der Herstellerfirma («This product is for research use only 

and not for human use.») für Pfizer/BioNTech betreffend ALC-0315 und ALC-0159 wur-

den im Herbst 2021 ohne wissenschaftlich-indizierten Grund ersetzt durch «for research 

use only». Im Ergebnis bedeutet dies natürlich genau das Gleiche: Für die Anwendung 

am Menschen nicht vorgesehen. 

158 Wie giftig diese LNP-Komponenten tatsächlich sind, ergibt sich auch aus dem ï öffentlich 

natürlich ebenfalls nicht mehr verfügbaren ï «Safety Data Sheet» einer Herstellerfirma 

von SM-102, welches in Spikevax verwendet wird. Dort hiess es per 11. April 2021 noch 

ausdrücklich: 

¶ H310 Lebensgefahr bei Hautkontakt 

¶ H351 Kann vermutlich Krebs erzeugen 

¶ H361 Kann vermutlich die Fruchtbarkeit beeinträchtigen oder das Kind im Mutter-

leib schädigen 

¶ H372 Schädigt das zentrale Nervensystem, die Nieren, die Leber und das Atem-

wegssystem bei längerer oder wiederholter Exposition 
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159 Per 15. September 2021 lautete dieses dann plötzlich so: 

 

160 Und bereits ein paar Monate später erfolgte per 7. Juni 2022 die nächste Anpassung: 

 

161 Sämtliche Gefahrenhinweise waren von der Herstellerin sukzessive zurückgestuft worden: 

Aus «Lebensgefahr bei Hautkontakt» wurde demnach zuerst «Giftig, falls verschluckt 

oder inhaliert» und schliesslich noch «gesundheitsschädlich beim Verschlucken». Von 

der zweithöchsten Toxizitätsstufe (Acute Tox. 2) fand demnach zuerst eine Herabstufung 

auf Stufe 3 (Acute Tox. 3) und schliesslich gar noch auf Stufe 4 (Acute Tox. 4) statt. 

162 Zudem wurde aus der vermutlichen Karzinogenität und ausgewiesenen Schädigungen 

lebenswichtiger Organe, der vermutlichen Beeinträchtigung der Fruchtbarkeit inklusive der 

Schädigung des Kindes im Mutterleib zuerst noch ein Einfaches «Kann Krebs verursa-

chen», ehe dann dieser Hinweis per Juni 2022 gar komplett entfernt wurde. Auch hier 
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bleibt völlig unklar, woher diese plötzliche Umdeklarierung kommt. Ausser man zieht in 

Betracht, dass ebendiese Inhaltsstoffe im Rahmen der Impfstoffzulassungen «befristet» 

zugelassen worden waren und entsprechende Warnhinweise zu diesen isolierten Inhalts-

stoffen für eine längerfristige Zulassung nach Erregen des öffentlichen Interesses kritisch 

sein bzw. die Impfwilligkeit schmälern könnten. 

163 Der guten Ordnung halber ist anzumerken, dass diese Warnhinweise «nur» für das 

isolierte Konzentrat von SM-102 gelten ï und nicht für die Beimischung in den mRNA-

«Impfstoffen». «Die Dosis macht das Gift». Doch wäre zumindest zu erwarten, dass an-

gesichts der offiziell ausgewiesenen Toxizität der LNP seitens der «Impfstoff»-Hersteller 

entsprechende Studien durchgeführt worden wären. Gegenteiliges ist der Fall: Bis zum 

Zeitpunkt der Erstzulassung der mRNA-«Impfstoffe» wurden keinerlei Studien zu Ge-

notoxizität und Karzinogenität der neuartigen «Impf»-Substanzen durchgeführt. In 

den Fachinformationen wurde gar ï bar jeder wissenschaftlichen Grundlage ï beschwich-

tigend festgehalten, dass nicht mit erbgutverändernden oder krebserzeugenden Wir-

kungen zu rechnen sei. Begründet wurde dies unter anderem damit, dass das Risiko 

«aufgrund der minimalen systemischen Exposition nach intramuskulärer Anwen-

dung» als «gering» eingeschätzt würde. Letzteres ist eine offenkundige Fehlinformation: 

Bereits aus dem Zulassungsdossier geht hervor, dass etwa der Abbau von ALC-0315 in 

der Leber nur sehr langsam erfolgte. 

164 Auch hier müsste die erstmalige Verwendung von bereits für ihre toxische Wirkung 

bekannten Inhaltsstoffe unter normalen Umständen eine solide Durchführung aller erfor-

derlichen Studien zwingend gebieten. Zudem wäre zwingend über die unklaren ï ja gar 

ausgewiesenen ï Risiken transparent aufzuklären. Dass hierauf im Rahmen der soge-

nannt «befristeten» Zulassung verzichtet worden war, ist als erheblicher Risikofaktor zu 

bewerten, welcher der Zulassungsbehörde bekannt war. 

1.1.4. Toxische, erbgutschädigende und krebserregende Verunreinigungen 

165 Die Voraussetzungen für eine ordentliche Zulassung und diejenige für eine «befristete» 

Zulassung werden hinten (N 493 ff.) eingehend dargelegt: Gemeinsam ist diesen Zulas-

sungsformen, dass die absolut grundlegendsten Anforderungen an Qualität stets gewähr-

leistet sein müssen. Dies bedeutet, dass zumindest die Kriterien Stabilität und Reinheit 

sichergestellt sein müssen. Gerade im Bereich der Reinheit wurden aber erhebliche Män-

gel festgestellt: 
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1.1.4.1 Verunreinigungen mit Nitrosamin und Benzen 

166 Aus den Zulassungsunterlagen geht hervor, dass Swissmedic in den mRNA-

«Impfstoffen» toxische «Verunreinigungen» festgestellt hatte: So seien Nitrosamin (Pfizer) 

und Benzen (Moderna) in den «Impfstoffen» enthalten. 

167 Nitrosamin ist schon in kleinsten Konzentrationen stark toxisch, gehört zu den 

krebserregendsten Stoffen überhaupt und ist erbgutschädigend. Benzen (=Benzol) 

ist nachgewiesenermassen toxisch, krebserregend und erbgutschädigend. Es wird 

im Gehirn, Knochenmark und Fettgewebe gespeichert. 

168 Derartig gefährliche Inhaltsstoffe haben in einem «Impfstoff» nichts zu suchen ï auch 

nicht in Form von «Verunreinigungen». Vor einer Zulassung hätte Swissmedic daher 

zwingend weitere Unterlagen anfordern müssen, nur schon um Vorhandensein und Kon-

zentration der toxischen Stoffe und damit das Risiko annähernd einschätzen zu können. 

Stattdessen begnügte sich Swissmedic mit dem blossen Einfordern zusätzlicher Daten 

unter gleichzeitiger Erteilung der Zulassung. 

1.1.4.2 Verunreinigungen mit bakterieller DNA: Potential zur DNA-Schädigung? 

169 Im beiliegenden Evidenzrapport wird der Herstellungsprozess der mRNA-«Impfstoffe» 

anschaulich beschrieben und aufgezeigt, wann und wie von den Herstellern Massnahmen 

ergriffen werden müssen, um die bei der Herstellung anfallende DNA in Reinigungsschrit-

ten wieder zu entfernen mit dem Ziel, diese unerwünschten «Kontaminationen» im ferti-

gen Arzneimittel möglichst nicht mehr vorzufinden. Trotzdem waren die mRNA-

«Impfstoffe» mit DNA aus bakteriellen Zellen (E. Coli) gemäss den Zulassungs-

schreiben von Swissmedic zuhanden der Hersteller kontaminiert. Dies dürfte auf 

keinen Fall passieren und deutet auf einen unsachgemässen und noch nicht ausgereiften 

Herstellungsprozess hin. 

170 Sowohl die Europäische Zulassungsbehörde EMA wie auch Swissmedic hatten entspre-

chende Verunreinigungen festgestellt. Swissmedic forderte daher Moderna im Zulas-

sungsschreiben auf, sich zu den festgestellten Verunreinigungen zu äussern und sich 

dieser Problematik anzunehmen. Dabei wurden grosszügige Fristen ï etwa bis zum 30. 

Juni 2021 ï gesetzt, ohne dass bekannt ist, ob dieses Problem in irgendeiner Weise be-

hoben wurde.  

171 Auch dieses leichtfertige Vorgehen ist in keiner Weise nachvollziehbar: Die im Impfstoff 

als Verunreinigung enthaltene DNA kann in das Genom der Wirtszellen integriert wer-

den und so potentiell schädliche Mutationen verursachen. Bakterielle DNA fördert zudem 

unspezifische Entzündungen. In einem «Impfstoff» haben derartige DNA-Sequenzen 
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nichts verloren ï trotzdem wurde die Zulassung erteilt. Auch hier ging Swissmedic mit der 

«befristeten» Zulassung demnach ein ihr bekanntes erhöhtes Risiko ein ï ohne den 

festgestellten Mängeln in hinreichend zwingender Weise nachzugehen und ohne umge-

hende Anpassungen beim Herstellungsprozess einzufordern. 

1.1.5. Erhöhtes Risiko für Schwangere 

1.1.5.1 Tierstudie: Doppelte Anzahl Präimplantationsverluste und Missbildungen 

172 Sowohl bei Comirnaty als auch bei Spikevax waren schwangere Frauen von einer 

Teilnahme an den Phase-III-Studien ausgeschlossen. Das von Swissmedic beauftragte 

«Human Medicines Experts Comittee (HMEC)» hielt Ende 2020 entsprechend unmissver-

ständlich fest: «Die Schwangerschaft soll unter ûVorsichtsmassnahmenü aufgeführt wer-

den. Im Moment gibt es wenig Daten bei Schwangeren, und präklinische Studien haben 

ein mögliches Risiko bei Schwangerschaften festgestellt.» Aus der diesbezüglich ï 

soweit ersichtlich ï einzigen durchgeführten Studie (einer Studie, welche Pfizer bei weibli-

chen Ratten durchführte), ergab sich ein zweifacher Anstieg der Präimplantationsver-

luste (9,77%, verglichen mit 4,09% in der Kontrollgruppe), und es wurden Missbildun-

gen bei den Föten festgestellt. Beides deutet auf eine toxische Wirkung der «Impfstoffe» 

ï mutmasslich verursacht durch die darin enthaltenen toxischen LNP und das ebenfalls 

toxische Spike-Protein (zu diesem eingehend hinten N 265 ff.) ï auf den Embryo oder die 

entstehende Plazenta hin. Derartige auffallende Negativergebnisse haben sodann aber 

weder seitens Hersteller noch bei Swissmedic zu weiteren Untersuchungshandlungen 

geführt, welche das bei Tieren festgestellte Risiko im Fall von menschlichen Schwanger-

schaften hätten ausschliessen können, im Gegenteil: Pfizer selbst wies darauf hin, dass 

«keine Daten über die plazentare Übertragung von BNT162b2 [Comirnaty] verfüg-

bar» seien. Hinzu kommt, dass die Studie äusserst dünn aufgestellt war: Es wurden bei 

Ratten gerade einmal 21 Würfe untersucht. 

1.1.5.2 Britische Gesundheitsbehörde und WHO: Keine Empfehlung für Schwangere 

173 Eine abschliessende Beurteilung der Risiken für die Schwangerschaft bei Tieren ï 

geschweige denn bei Menschen ï war auf dieser Grundlage in keiner Weise möglich. 

Selbst die WHO empfahl daher im Februar 2021 die Impfung von Schwangeren nicht in 

genereller Weise. Und die britische Gesundheitsbehörde hatte bereits per 8. Dezember 

2020 in der britischen Arzneimittelinformation richtigerweise festgehalten, 

¶ dass der Einfluss auf die Fruchtbarkeit nicht bekannt sei, 
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¶ dass die Impfung von Pfizer nicht für die Verwendung während der Schwanger-

schaft empfohlen werden könne,  

¶ dass eine Schwangerschaft vor der Impfung ausgeschlossen werden müsse und 

¶ Frauen im gebärfähigen Alter eine Schwangerschaft für mindestens zwei Monate nach 

der zweiten Dosis vermeiden sollten. 

1.1.5.3 Australische Gesundheitsbehörde ignoriert Warnungen ebenfalls 

174 Ähnlich wie in der Schweiz empfahl auch in Australien der Begutachter der präklinischen 

Daten, dass Comirnaty nur unter einem Risikohinweis, wonach Tierstudien unzureichend 

oder fehlend seien, für Schwangere zuzulassen sei. Wie in der Schweiz ignorierte die au-

stralische Zulassungsbehörde diese Warnung und liess verlauten, dass Tierstudien nicht 

auf direkte oder indirekte schädliche Auswirkungen auf die Schwangerschaft, die embryo-

nale/fötale Entwicklung, die Geburt oder die postnatale Entwicklung hindeuten würden. 

1.1.5.4 Zwischenfazit 

175 Bereits im Dezember 2020 wusste Swissmedic also, dass in präklinischen Studien ein 

mögliches Risiko bei Schwangerschaften festgestellt worden war. Auch dieses Risiko 

hat Swissmedic in keiner Weise angemessen adressiert ï ja sogar verheimlicht ï, was 

hinten N 704 ff. ausführlicher dargestellt wird. 

1.1.6. Noch nie dagewesene kurze «Entwicklungszeit» 

176 Wie zuvor (N 145) ausgeführt, befanden sich mRNA-Therapien Ende 2019 noch in der 

präklinischen Phase (Tierversuche). Erst wenn diese erfolgreich beendet werden, kann zu 

eingehenden Versuchen am Menschen (klinische Phase), welche insgesamt deutlich über 

ein Jahr dauern, geschritten werden. Und erst wenn diese Versuche allesamt positiv aus-

fallen, kann der Weg des einjährigen ordentlichen Zulassungsverfahrens beschritten wer-

den.64 Unter normalen Umständen hätte daher die Entwicklung und Zulassung eines 

nie dagewesenen mRNA-«Impfstoffs» zur Vorbeugung einer grippalen Erkrankung 

im allerbesten Fall immer noch mindestens zwei Jahre benötigt ï angesichts der vie-

len unbekannten Parameter wohl durchaus viele Jahre mehr. So läuft denn auch die 

«Phase III»-Studie von Pfizer / BioNTech, bei welcher für eine ordentliche Zulassung 

normalerweise 12-Monatsresultate vorliegen müssen und zum Zeitpunkt der Erteilung der 

Zulassung Resultate über 24 Monate verfügbar sind, noch mindestens bis zum 8. Februar 

2024.65 

 
64  Eingehend hinten N 497 ff., insbes. N 522 ff. 
65  Dazu hinten N 519. 
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177 Vorliegend wurden die mRNA-«Impfstoffe» in gerade einmal einem knappen Jahr 

«entwickelt» ï und in diesem gleichen Jahr auch noch zugelassen. Dabei wurden die be-

fristeten Zulassungen der COVID-«Impfstoffe» initial basierend auf «Phase I/II/III»-

Studien erteilt, in welchen die Studienteilnehmer im Median über lediglich zwei Monate 

beobachtet wurden. 

178 Dass ein solch völlig neues Arzneimittel mit neuartiger Wirkungsweise und neuartigen 

Substanzen in so kurzer Zeit auf den Markt gebracht wurde, ist als gravierender Risikofak-

tor, wenn nicht sogar als eigentliches Alarmsignal zu bewerten. 

1.1.7. Fehlende, unvollständige, alarmierende und sabotierte Studien 

179 Zudem müssen auch bei einer Notzulassung ï wie sie die sogenannte «befristete» 

Zulassung im Sinne von Art. 9a HMG de facto darstellt (siehe hinten N 584 ff.) ï grundle-

gendste Informationen zur Sicherheit vorliegen, welche nur anhand (vollständig) 

durchgeführter Tierstudien und zumindest ersten aussagekräftigen Tests am Men-

schen im Rahmen der Dosisfindung (Phase I-Studien) erbracht werden können. Auch 

diese minimalen Anforderungen ï welche weit unter denjenigen einer «ordentlichen Zu-

lassung» liegen ï wurden vorliegend nicht erfüllt: 

1.1.7.1 Fehlende und unvollständige Tierstudien zu Toxizität 

180 Soweit aus den öffentlich verfügbaren Informationen ersichtlich, lagen im Zeitpunkt der 

Erstzulassung von Comirnaty gerade einmal drei Toxizitätsstudien vor:  

181 Eine davon ist die zuvor (N 172) genannte Tierstudie zur Entwicklungs- und Reprodukti-

onstoxizität, bei welcher ausschliesslich weibliche Ratten untersucht worden waren. In 

den beiden anderen Studien wurden zwar auch männliche Ratten untersucht ï doch nicht 

im Hinblick auf die Reproduktionsfähigkeit. Die unverzichtbaren Daten, welche die Un-

bedenklichkeit einer Anwendung von mRNA-«Impfstoffen» bei jungen Männern im 

Reproduktionsalter hätten belegen können, fehlten damit per Ende 2020 gänzlich. 

182 Ein Verzicht auf zwingend notwendige weitere Studien wurde mit einem Verweis auf eine 

WHO-Empfehlung aus dem Jahr 2005 gerechtfertigt, was in keiner Weise zulässig ist: So 

stammt diese «Empfehlung» aus einer Zeit, in welcher lediglich konventionelle Impfstoffe 

eingesetzt wurden und die Anwendung von experimentellen mRNA-Gentherapien am 

Menschen bestenfalls in weiter Ferne erkennbar war. Die Anwendung dieser Richtlinie ist 

damit sachlich nicht zu rechtfertigen. Doch selbst wenn die Berufung auf diese veraltete 

Richtlinie für zulässig erachtet werden sollte, wird in dieser von der WHO selbst ausdrück-

lich folgendes festgehalten: 
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«Bei einem Produkt, für das es keine früheren nichtklinischen und kli-

nischen Erfahrungen gibt, dürften die nichtklinischen Tests bei-

spielsweise umfangreicher sein als bei Impfstoffen, die bereits zugelas-

sen sind und am Menschen verwendet werden.» 

183 Die WHO-Richtlinie gibt damit gerade keinen «Freipass» zur Auslassung elementarer 

Studien zur Gewährleistung der grundlegendsten Sicherheit bei den erstmalig zugelasse-

nen und erstmalig am Menschen getesteten mRNA-«Impfstoffen» ï ganz im Gegenteil: 

Es wird vielmehr gefordert, dass nichtklinische Tests in der Tendenz gar umfangreicher 

als unter normalen Umständen durchzuführen wären. Der Verzicht auf elementarste 

Tierstudien stellt damit eine massive und offensichtliche Risikoerhöhung dar.  

184 Damit fehlte der obersten Zulassungsbehörde jede belastbare Grundlage und Evidenz, 

um in den Fachinformationen öffentlich zu behaupten, dass «nicht damit zu rechnen» sei, 

dass Bestandteile des Impfstoffs erbgutschädigend und/oder krebserregend sein könnten 

(zu dieser irreführenden Kommunikation gegenüber der Öffentlichkeit hinten N 726 f.). 

1.1.7.2 Fehlende und unterdrückte Tierstudien zur Pharmakokinetik 

185 Auf das Einholen von Tierstudien zur Pharmakokinetik (Gesamtheit aller Prozesse, denen 

ein Arzneimittel im Körper unterliegt) haben die Hersteller unter Verweis auf die erwähnte 

WHO-Guideline nach eigenen offiziellen Verlautbarungen ebenfalls verzichtet. Anstatt nun 

entsprechende Auflagen auszusprechen oder eigene Vorkehrungen zur Überprüfung des 

Risikos anzustellen, hält Swissmedic etwa in der Fachinformation von Spikevax entspre-

chend knapp und ohne jede Evidenz fest: «Für Impfstoffe ist keine Beurteilung der phar-

makokinetischen Eigenschaften erforderlich». Auch dies steht im offenen Widerspruch zur 

Forderung des HMEC, welches zumindest als Auflage für die Zulassung eine Untersu-

chung der Auswirkungen des Spike-Proteins auf das Gewebe einforderte. Eine ent-

sprechende Studie wurde aber von Swissmedic offenbar nie eingefordert: Zumin-

dest ist hierzu in den Fachinformationen von Comirnaty und Spikevax bis heute nichts zu 

finden. 

186 Mangels entsprechender Angaben in den Fachinformation wäre daher auch davon 

auszugehen, dass überhaupt keine Pharmakokinetik-Studien durchgeführt worden wären. 

Doch dem ist offensichtlich nicht so: Den unterdessen freigeklagten Pfizer-Dokumenten 

zufolge wurden solche Studien in sehr beschränktem Umfang sehr wohl durchgeführt. 

Gemäss Pfizer seien die Ergebnisse gar repräsentativ für den mRNA-«Impfstoff» ï trotz-

dem werden die Resultate in der Comirnaty-Fachinformation verschwiegen. Und die 

Resultate sind durchaus brisant: So hat sich anhand der einen Pharmakokinetik-Studie 
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bei Ratten eine erhöhte Akkumulation der toxischen Lipidnanopartikel (LNP) in Leber, 

Milz, aber auch in weiteren Organen wie den Eierstöcken, wo hohe Konzentrationen fest-

gestellt worden waren, gezeigt. Bereits nach Vorliegen dieser frühen Studienresultate 

war somit offensichtlich, dass die COVID-«Impfstoffe» keineswegs am Injektionsort 

verblieben, sondern sich im ganzen Körper verteilten. 

187 Auch hier behauptete Swissmedic bar jeder Evidenz und entgegen der für Swissmedic 

verfügbaren Studie in aller Öffentlichkeit, «[dass die LNP] innerhalb weniger Tage aus-

geschieden werden. Es gibt keine Hinweise darauf, dass sie sich über längere Zeit 

in Geweben oder Organen ansammeln.» Dies ist eine offenkundige Fehlinformation 

seitens Swissmedic, auf welche hinten N 728 kurz zurückzukommen ist. 

188 Entsprechendes gilt im Übrigen betreffend Pharmakokinetik zur Wirkungsweise der 

mRNA. Nur schon aufgrund der zuvor (N 151) erwähnten unnatürlichen Modifikationen 

(insbesondere: Ersatz von Uridin durch Pseudouridin, modifizierte Verkappung des 5ô-

Endes) waren entsprechende Studien zwingend angezeigt. Swissmedic hatte dies gar 

erkannt und gegenüber Pfizer im Zulassungsschreiben vom 19. Dezember 2020 moniert: 

«Swissmedic empfiehlt dringend, die Kinetik der modifizierten mRNA in vitro und in 

vivo im Detail zu analysieren.» Ob Swissmedic diese Studien jemals in rechtsgenügen-

der Weise eingefordert hat, ist unbekannt. Angesichts der fehlenden Hinweise in den 

Fachinformationen muss aber davon ausgegangen werden, dass auch hier keine hinrei-

chenden Massnahmen zur Gewährleistung der Arzneimittelsicherheit getroffen wor-

den waren. 

1.1.7.3 Risikosignale bei ersten Tests am Menschen 

189 Grundvoraussetzung für Studien mit Menschen (klinische Studien) sind abgeschlossene 

Tierstudien. Obwohl letztere nicht vorlagen, wurden bei den COVID-«Impfstoffen» gleich-

zeitig «klinische Studien» der sogenannten «Phase I», «Phase II» und «Phase III» gestar-

tet. Normalerweise dauert jede dieser Phasen mehrere Monate (Phase I) bis mehrere 

Jahre (insbes. Phase III), wobei nur nach jeweils erfolgreichem Abschluss einer Phase zur 

nächsten Phase geschritten wird (dazu eingehend hinten N 511 ff.). Im Dezember 2020 

lagen aber gerade einmal Daten über eine zweimonatige Untersuchungsphase einer 

als «teleskopiert» bezeichneten «Phase I/II/III»-Studie vor. Allein dies stellt eine abermali-

ge, massive Risikoerhöhung dar: Diese sogenannte «Teleskopierung» birgt das Risiko, 

dass zeitverzögerte Nebenwirkungen erst erkannt werden, nachdem der Impfstoff bereits 

breitenwirksam angewendet wurde. Ohne Langzeitstudien am Menschen ist jede Art 

von Zulassung ein regelrechter Blindflug. 
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190 Nun könnte ein solcher Blindflug allenfalls gewagt werden, wenn erste klinische Daten auf 

keinerlei Probleme bei der Anwendung am Menschen hinweisen würden. Doch war gera-

de Gegenteiliges der Fall: Den Zulassungsstudien von Comirnaty und Spikevax liessen 

sich Hinweise auf eine erhöhte Morbidität in der Impfgruppe entnehmen. So traten bei 

Spikevax in der Impfstoffgruppe 3042 schwerwiegende Ereignisse mehr auf als in 

der Placebogruppe (3985 Fälle versus 913 Fälle). Bei Comirnaty traten ï bei leider nur 

unvollständiger Datenlage ï in der Impfstoffgruppe ca. 90ï100 schwerwiegende Ereignis-

se mehr auf als in der Placebogruppe (ca. 240 Fälle versus ca. 139 Fälle). 

191 Es lag damit auch hier ein Risikosignal vor, wonach die «Impfstoffe» der Gesundheit der 

Menschen mehr schaden als nützen könnten. 

1.1.7.4 Entblindung der Phase III-Studien 

192 Die vorgenannten Zulassungsstudien von Pfizer und Moderna («Phase I/II/III») wurden 

ganz im Sinne der üblichen Praxis als «Placebo-kontrollierte, randomisierte und be-

obachterverblindete» Studien (sogenannte «Doppelblindstudien») geplant, aufgesetzt und 

initiiert. Doch bereits im Dezember 2020 ï also noch im Zeitpunkt der befristeten Erstzu-

lassungen ï wurde allen Studienteilnehmern «aus ethischen Gründen» angeboten, von 

der Placebo- in die Impfstoffgruppe zu wechseln. «Ethische Gründe» für einen derartigen 

de facto-Abbruch der Zulassungsstudien anzuführen, war und ist angesichts des fest-

gestellten massiven Risikopotentials, der nachweislich fehlenden Wirkung der mRNA-

«Impfstoffe» (hinten N 201 ff.) und der insgesamt absolut vernachlässigbaren Gefährlich-

keit von SARS-CoV-2 (hinten N 479 ff.) offensichtlich in keiner Weise gerechtfertigt. 

193 Von dem «Angebot» machten (spätestens bis Juni 2021) ca. 93.5% ï 98% der Stu-

dienteilnehmer Gebrauch. Die Kontrollgruppen «schrumpften» damit auf eine Grösse von 

noch ca. 2ï6.5% aller Studienteilnehmer, womit die Studien weitgehend «entblindet» 

und so von sog. «doppelarmigen» Zulassungsstudien zu blossen Beobachtungsstudien 

degradiert wurden. Dies bedeutet: Die einzigen beiden Studien am Menschen, welche 

die Sicherheit und die Wirksamkeit der mRNA-«Impfstoffe» nach den anerkannten 

Regeln für klinische Versuche zwingend hätten nachweisen sollen (und können), 

wurden von beiden Herstellern selber ohne entsprechende Intervention seitens der 

Zulassungsbehörden regelrecht sabotiert. 

194 Irritierenderweise hatte Swissmedic bereits im Zeitpunkt der Erstzulassungen im Dezem-

ber 2020 und Januar 2021 Kenntnis davon, dass die Hersteller die Studien entblindet hat-

ten ï doch dazu hinten (N 691 ff.) unter «Tathandlungen» mehr. 
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1.1.8. Erste Hinweise auf mögliche Spätfolgen 

195 Über potentielle (weitere) Spätfolgen konnte im Zeitpunkt der Erstzulassungen im 

Dezember 2020 mangels entsprechender Daten (keinerlei Langzeitstudien am Menschen) 

nur spekuliert werden. Gleichwohl wurden zuvor bereits Blutkrankheiten, neurodegene-

rative Erkrankungen oder Autoimmunerkrankungen (insbes. ADE) eingehend disku-

tiert. Bei dieser Ausgangslage hatten sich denn auch die Hersteller wie beispielsweise 

Pfizer offenbar von jeglicher Haftung befreit und hielten etwa in den geleakten «Impf-

stoff»-Verträgen mit Brasilien fest, dass «die Wirksamkeit und die langfristigen Auswir-

kungen des Impfstoffs noch nicht bekannt [seien] und dass es nachteilige Auswirkun-

gen des Impfstoffs geben [könne], die derzeit noch nicht bekannt» seien. 

196 Auch dies ein weiteres klares Alarmsignal, welches unter normalen Umständen zumindest 

die Durchführung aller notwendigen Tierstudien zwingend geboten hätte. Der Verzicht 

darauf ist abermals als erheblicher Risikofaktor zu bewerten. 

1.1.9. Epidemiologisch motivierte Massnahme für Gesamtbevölkerung 

197 Im Gegensatz zu allen bisherigen Arzneimitteln, welche im Verfahren der sogenannten 

befristeten Zulassung zugelassen wurden, handelt es sich bei den mRNA-«Impfstoffen» 

um Arzneimittel, welche an potentiell sämtliche Bewohner der gesamten Schweiz (ab ei-

nem bestimmten Alter) abgegeben werden sollten. Auch dieser Umstand führt zu einer 

massiven Erhöhung des Risikoprofils ï sind doch bei einem Misserfolg der «Impfstra-

tegie» nicht nur vorerkrankte, dem Tod bereits nahestehende, Personen betroffen, son-

dern die gesamte ï grundsätzlich gesunde ï Bevölkerung inklusive Kinder, welche ï 

wie hinten (N 474 ff.) eingehend aufgezeigt wird ï auch ohne diesen Wirkstoff keine nen-

nenswerten Nachteile zu erwarten gehabt hätte. Damit bewirkt jedes noch so geringe Ri-

siko von «Impf-»Nebenwirkungen für diese Bevölkerungsgruppe einen negativen Netto-

nutzen, was Swissmedic bekannt war. Die Zulassungsbehörde hätte deshalb Veranlas-

sung gehabt, sämtliche Impfstoff-bedingten Risiken für diese grosse Bevölkerungsgruppe 

mit besonderer Sorgfalt auszuschliessen (Art. 3 Abs. 1 HMG). 

1.1.10. Andauernde Phase III-Studie, Menschenversuch an Gesamtbevölkerung 

198 Wie zuvor ausgeführt, wurden die befristeten Zulassungen im Dezember 2020 basierend 

auf provisorischen 2-Monatsdaten der Zulassungsstudien erteilt. Die Studien sind aktuell 

immer noch nicht abgeschlossen und sollen noch bis mindestens 2024 laufen.66 Die an-

 
66  Dazu hinten N 519. 
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sonsten üblichen Testverfahren mit Tieren wurden ï soweit bisher anhand der freigeklag-

ten Pfizer-Unterlagen ersichtlich ï in bestenfalls symbolhaftem Masse durchgeführt. 

199 Vorliegend wurde gezeigt, dass für die neuen «Impfstoffe» keinerlei aussagekräftigen 

klinischen Studien vorliegen, insbesondere keine Studien an einer grösseren und reprä-

sentativen Gruppe von Menschen, welche über einen Beobachtungszeitraum von weni-

gen Monaten hinausgegangen wären. Der Schutz der öffentlichen Gesundheit im Sinne 

von Art. 1 und Art. 3 Abs. 1 HMG richtet sich nicht nach formellen Kriterien, sondern ist 

nach den jeweiligen tatsächlichen Auswirkungen bestimmter Tatsachen zu beurteilen 

(Wirkungsprinzip; vorn N 118). Deshalb gilt es festzuhalten, dass sich sämtliche mRNA-

«Impfstoffe» seit dem Datum der ersten Zulassung per Dezember 2020 de facto noch 

immer in der klinischen Versuchsphase befinden. Auf diese rechtserhebliche Tatsa-

che wird in der vorliegenden Strafanzeige immer wieder zurückzukommen sein. 

200 Jeder Mensch, welcher sich die mRNA-«Impfstoffe» verabreichen lässt, ist damit de facto 

Teilnehmer des grössten klinischen Experiments, welches die Menschheit jemals 

durchgeführt hat. An einem klinischen Versuch kann aber nur teilnehmen, wer nach hin-

reichender Aufklärung über voraussehbare Risiken und Belastungen explizit in einen sol-

chen eingewilligt hat («informed consent»; Art. 16 HFG [SR 810.30]; Art. 7 ff. KlinV [SR 

810.305]). Dazu gehören insbesondere alle entscheidungsrelevanten Tatsachen, wie et-

wa der Umstand fehlender Studien und entsprechend noch unbekannter möglicher Ne-

benwirkungen (zu den Anforderungen an die Aufklärung hinten N 859 ff.). Mangels ent-

sprechender Kommunikation im Sinne einer vollständigen und transparenten Aufklärung 

dürften sich die wenigsten Geimpften dieser entscheidungsrelevanten Tatsachen bewusst 

(gewesen) sein (zur irreführenden Kommunikation von Swissmedic eingehend hinten 

N 701 ff.). 

1.2. Wirksamkeit 

201 Im Dezember 2020 präsentierten sich die mRNA-«Impfstoffe» demnach als Arzneimittel 

mit einem Risikoprofil, welches in der Geschichte des schweizerischen Heilmittelrechts 

seinesgleichen sucht. Dieses massive Risiko könnte nur durch eine fast schon wunder-

same Wirksamkeit ausgeglichen werden, welche ebenfalls ihresgleichen sucht. Zumindest 

müsste aber ï so Art. 9a Abs. 1 lit. b HMG ï ein «grosser» therapeutischer Nutzen zu 

erwarten sein. Auch dies war und ist keineswegs der Fall: 
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1.2.1. Minimaler therapeutischer Nutzen bei blossen Bagatellereignissen 

202 Nach Art. 9a Abs. 1 HMG kann ein Arzneimittel nur dann «befristet» zugelassen werden, 

wenn damit einer lebensbedrohlichen oder invalidisierenden Krankheit begegnet werden 

kann. Entsprechendes müsste in (klinischen) Zulassungsstudien belegt werden können.  

203 Dies war offenkundig nicht der Fall: Der in den Zulassungsstudien von Pfizer und Mo-

derna gewählte sog. «primäre Wirksamkeitsendpunkt» wurde so gewählt, dass vor-

nehmlich leichte «COVID-Erkrankungen» erfasst wurden ï definiert anhand eines positi-

ven PCR-Tests zuzüglich eines bis zwei Symptomen wie Fieber, Husten, Kurzatmigkeit, 

Erkältung, Halsschmerzen, Kopfschmerzen, Gliederschmerzen, Geruchs-/ Geschmacks-

verlust, Übelkeit, Erbrechen oder Durchfall. Mit einem derartigen Studiendesign wer-

den somit lediglich Bagatellereignisse erfasst ï und gerade nicht die vom Gesetz 

vorausgesetzten tödlichen oder invalidisierenden Ereignisse. 

204 Offiziell wiesen Pfizer und Moderna zu diesen Kriterien eine hohe Wirksamkeit von 95% 

bzw. 94.1% aus. Nochmals: Diese angeblich hohe «Wirksamkeit» bezieht sich auf vor-

nehmlich leichte Symptome, die in keiner Weise lebensbedrohlich oder invalidisierend 

sind. Die in Bezug auf die genannten Bagatellereignisse errechnete «Wirksamkeit» 

ist damit von vornherein keine hinreichende Grundlage für eine Zulassung nach 

Art. 9a HMG.  

205 Kommt hinzu, dass diese unrealistisch hohe Wirksamkeit von fast 100% mit einer 

intransparenten, wissenschaftlich fragwürdigen Methodik basierend auf der Berechnung 

der relativen Risikoreduktion (RRR) kommuniziert wurde, welches am Beispiel von Co-

mirnaty («Wirksamkeit 95%») aufgezeigt werden soll: In der Pfizer-Studie trat in der Impf-

stoffgruppe nur bei 8 (=0.04%) von 21'720 Probanden und in der Placebogruppe nur bei 

162 (=0.74%) von 21'728 Probanden eine «bestätigte COVID- Erkrankung» auf. Traten 

demnach insgesamt 170 Fälle (8 plus 162) auf, so hatte man formal ganze 162 Fälle in 

der Impfstoffgruppe «verhindert». Aus diesem Verhältnis (162 «verhinderte» Fälle von 

insgesamt 170 Fällen) leitete Pfizer dann ab, dass eine Wirksamkeit von 95% (162 ./. 

170) bestehe, was in der Wissenschaft als Relative Risikoreduktion (RRR) bezeichnet 

wird. Natürlich bedeutet dies aber gerade nicht, dass von den über 40'000 Studienteil-

nehmern 95% «erfolgreich» vor einer Erkrankung geschützt worden wären: In absoluten 

Zahlen waren gerade einmal 162 Personen von den über 40'000 Studienteilnehmern 

vor Erkrankung «geschützt» worden. Die Wirksamkeit nur anhand der RRR darzustel-

len ï ohne diese in den Kontext der Gesamtzahlen zu rücken (die anhand der ARR dar-

gestellt wird; dazu nachfolgend gleich mehr) ï führt also zu einer völligen Verzerrung 

der Wirklichkeit, was nachfolgende Grafik veranschaulicht: 
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206 Dass die Hersteller bei diesen faktischen Grundlagen einzig mit Angaben zur RRR 

operieren ï gleichzeitig aber keine Angaben zur ARR machen, ist unwissenschaftlich und 

unseriös: Bereits seit über 20 Jahren ist bekannt, dass die Darstellung der RRR oh-

ne gleichzeitige Offenlegung der ARR und der zu Grunde liegenden Zahlen die 

Wirksamkeitsdaten verzerrt. Entsprechend verzerrt ï im Ergebnis: massiv beschöni-

gend ï dargestellte Bekanntmachungen und Publikationen dienen einzig dem Zweck der 

Absatzförderung, womit sie gar als Werbung zu qualifizieren sind. 

207 Richtigerweise hätte daher die Wirksamkeit auch von Beginn an anhand der absoluten 

Risikoreduktion (ARR) berechnet und in relevanten Dokumenten wie beispielsweise den 

Arzneimitteltexten offengelegt werden müssen: Erkrankten in der Pfizer-Studie mit Place-

bo 162 von 21ô728 Personen (= 0,74 %) und mit dem çImpfstoffè nur 8 von 21ô720 Perso-

nen (= 0,04 %) an COVID-19, so beträgt die absolute Risikoreduktion (ARR) bei Co-

mirnaty gerade einmal 0.70 % (0.74% minus 0.04%). Entsprechendes gilt bei Moderna: 

Die ARR von Spikevax liegt bei gerade einmal 1.2%. Solche Werte liegen definitiv 

fernab eines «grossen» therapeutischen Nutzens. 

208 Dabei stellt die RRR nicht per se eine unzulässige Berechnungsmethode dar. Relevant ist 

aber ï wie gerade ausgeführt ï eben der Kontext. Wären von über 40'000 Studienteil-

nehmern statt gerade einmal 170 Personen mehrere Tausend oder nur schon mehrere 

hundert Personen als erkrankt ausgewiesen worden, so liessen sich anhand der RRR 

durchaus repräsentative Wirksamkeitswerte errechnen. Und hier kommt eine weitere Irre-

führung seitens der Hersteller ins Spiel: 

209 Die angeblich hohe Wirksamkeit von 95 % bei Pfizer wurde nämlich anhand von Daten 

errechnet, welche durch «Bereinigungen» verfälscht worden waren. So traten bei Pfi-

zer in der Impfstoffgruppe eben nicht nur ï wie offiziell deklariert ï 8, sondern ganze 1ô594 

und in der Placebogruppe nicht nur ï wie offiziell deklariert ï 162, sondern 1ô816 çsymp-
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tomatische COVID-Erkrankungen» auf. Aus unerklärlichen und nicht offengelegten Grün-

den wurde trotz Symptomatik bei diesen insgesamt 3ô410 Fällen aber kein PCR-Test 

durchgeführt und wurden die entsprechenden Fälle kurzerhand «aussortiert». Um es in 

aller Deutlichkeit festzuhalten: Auf diese Weise lässt sich jedes erdenkliche und «er-

wünschte» Resultat herbeimanipulieren. Werden diese «aussortierten» Fälle aber mit-

eingerechnet, so resultiert selbst nach der «relativen Risikoreduktion» (RRR) noch eine 

«Wirksamkeit» von gerade einmal 12ï19%. Auch dies ist weit entfernt von einem 

«grossen» therapeutischen Nutzen, welcher zur Anwendbarkeit von Art. 9a HMG zwin-

gend gefordert wird. 

1.2.2. Kein ausgewiesener therapeutischer Nutzen bei «schweren» Erkrankungen 

210 «Schwere» COVID-Erkrankungen ï also solche, welche die Anforderungen an eine 

lebensbedrohliche oder invalidisierende Krankheit erfüllen könnten ï wurden unverständ-

licherweise nur in sekundärer Weise untersucht. Für diese wies Pfizer eine Wirksamkeit 

von immerhin noch 66.4% aus. Moderna machte geltend, dass nur in der Placebogruppe 

30 bis 185 schwere Fälle aufgetreten seien, in der Impfstoffgruppe hingegen kein einziger 

ï verzichtete aber auf die Angabe einer Wirksamkeit in Prozent (welche nach der RRR-

Berechnungsmethode bei unglaublichen 100% liegen würde) bei schweren Fällen. 

211 Die 66.4% errechnete Pfizer abermals anhand der «relativen Risikoreduktion» (RRR). 

Dabei trat in der Impfstoffgruppe nur bei 1 (=0.005%; gerundet) von 21'720 Probanden 

und in der Placebogruppe nur bei 3 (=0.01%; gerundet) von 21'728 Probanden eine 

«schwere» COVID- Erkrankung» auf. Bei insgesamt 4 Fällen von über 40'000 Stu-

dienteilnehmern liegt man offenkundig im Bereich des statistischen Zufalls. Aus 

diesen 4 Fällen auf eine Wirksamkeit von 66.4% zu schliessen, ist schlicht unseriös, 

unwissenschaftlich und irreführend. Entsprechendes gälte auch für die nach RRR-

Methode ermittelte Wirksamkeit von 100% bei Moderna. 

212 Auch hier hätte die Wirksamkeit richtigerweise ohnehin von Beginn an auch anhand der 

absoluten Risikoreduktion (ARR) berechnet werden müssen: Bei Comirnaty würde die-

se gerade mal noch 0.0092% (0.0138% minus 0.0046%) betragen, bei Spikevax immerhin 

0.2%.  

213 Derartige Werte, die sich noch nicht einmal im Prozentbereich bewegen, liegen fernab 

eines «grossen» therapeutischen Nutzens, welcher für lebensbedrohliche oder invalidi-

sierende Krankheiten gemäss Art. 9a HMG gegeben sein müsste. 
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1.2.3. Kein Schutz vor Übertragung 

214 Lediglich ergänzend sei noch erwähnt, dass die Hersteller selbst nie behauptet hatten, 

dass durch die mRNA-«Impfstoffe» eine Übertragung von SARS-CoV-2 unterbunden 

werden könnte. Vielmehr hielt etwa Pfizer fest: «die Frage der Prävention der Virus-

übertragung bleibt unbeantwortet.». Trotzdem verkündete Swissmedic in irreführender 

Weise eine gegenteilige Information zuhanden der Öffentlichkeit, wonach «aktuelle Da-

ten» zeigen würden, dass «die Möglichkeit einer Übertragung des Coronavirus auf andere 

Personen nach vollständiger Impfung gering» sei. 

1.3. Zwischenergebnis Ende 2020: Maximales Risiko, minimale Wirksamkeit 

215 Per Dezember 2020 lag der Zulassungsbehörde erstmals ein Arzneimittel zur Zulassung 

vor, welches in allen massgebenden Aspekten des Zulassungsverfahrens erhebliche 

bis maximale Risikofaktoren ï allenfalls gar eines oder mehrere absolute Ausschluss-

kriterien ï aufwies, wie es sie in der Geschichte des Instituts wohl noch niemals gegeben 

hat. Allen voran das völlige neuartige Grundprinzip der «Gen-Therapie» zu Präventivzwe-

cken, also die Manipulation körpereigener Funktionen bei einer gesunden Gesamtbevöl-

kerung, mit dem Ziel, die Produktion des Spike-Proteins in den menschlichen Körper zu 

verlagern. Swissmedic lagen im Zeitpunkt Ende 2020 keine gesicherten Erfahrungswerte 

über die Wirkungsweise und die Auswirkungen dieser neuen Technologie bei einer ge-

sunden Bevölkerung vor. Insbesondere hatte Swissmedic keine gesicherten Erfahrungs-

werte zur Frage, welche Organe letzten Endes diesen Produktionsprozess ausführen 

würden und vor allem in welcher Qualität, in welcher Quantität und über eine wie lange 

Zeitdauer, obwohl gerade die richtige Qualität und die individuell korrekte Dosierung von 

Arzneimitteln zwingende Voraussetzungen für jeden Behandlungserfolg sind. 

216 Gleichzeitig war die Wirksamkeit der mRNA-Präparate in keiner Weise ausgewiesen ï 

von einem «grossen therapeutischen Nutzen» zur Behandlung einer tödlichen oder 

invalidisierenden Krankheit konnte keine Rede sein. Die Grundvoraussetzungen für 

eine Notzulassung nach Art. 9a HMG («befristete Zulassung») waren demnach bereits 

damals offenkundig nicht erfüllt. 

217 Entsprechend wäre Swissmedic zwingend dazu verpflichtet gewesen, ein Zulassungs-

verfahren zu wählen, welches diesen Risiken und Unsicherheiten maximal Rech-

nung trägt. Trotzdem erteilte Swissmedic die «befristete» Zulassung ï ohne zu den fest-

gestellten Risiken zuvor die entsprechenden Unterlagen als zwingende Bedingung für die 

Zulassung eingefordert zu haben. Die Zulassungsbehörde hat demnach gänzlich neuarti-

ge Arzneimittel mit einem aussergewöhnlich unvorteilhaften Risikoprofil zugelassen, ohne 
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sich selber eingehend von der erforderlichen Qualität, Sicherheit und Wirksamkeit des 

«Impfstoffes» (inkl. der neuen körpereigenen Produktionstechnologie) überzeugt zu ha-

ben.  

218 Mit diesem Entscheid hat Swissmedic den Weg des maximalen Risikos eingeschla-

gen ï in Verletzung von Art. 9a und von Art. 3 Abs. 1 HMG. Wurde aber dieser Weg 

des unzulässigen Risikos gewählt, so war das Institut im Mindesten zwingend dazu ange-

halten, alle erdenkliche Sorgfalt walten zu lassen, um das eigens geschaffene unzu-

lässige Risiko einzudämmen und zu minimieren. Risiken, welche im Zeitpunkt der Be-

willigungserteilung noch nicht abschliessend bekannt und entsprechend auch nicht be-

herrschbar sind, sind zwingend mit griffigen Gegenmassnahen auszugleichen: Wer ein 

Hochrisikoprodukt zulässt, muss anschliessend bei der Information der Öffentlichkeit, der 

Anwender und der Patienten allerhöchste Sorgfalt und Transparenz walten lassen. Dies 

bedeutet: Umfassende Information über alle erdenklichen Risiken und Nebenwir-

kungen ï und zwar mit dem deutlichen Hinweis, dass es sich um ein Hochrisiko-

produkt im Versuchsstadium handelt. Zudem ist die Anwendung des Hochrisikopro-

dukts engmaschig zu überwachen ï und zwar mit einem aktiven gesamtschweizeri-

schen Monitoring der unbeabsichtigten Nebenwirkungen, was nur mittels klarer 

Instruktion und Kontrolle der Anwender zur flächendeckenden Meldung von Ne-

benwirkungen zu leisten gewesen wäre. Hierfür wäre zwingend das notwendige Perso-

nal etwa im Rahmen einer besonderen Sicherheitstaskforce bereitzustellen gewesenï 

notfalls unter Abzug des Personals in anderen Abteilungen. 

219 Wie sich anhand der nachfolgenden Ausführungen leider zeigen wird, kam Swissmedic 

der zwingenden Pflicht zur Risikoeindämmung in keiner Weise nach, sondern verschlim-

merte die desolate Situation mit jeder neuen Zulassungserweiterung, mit jeder irreführen-

den Orientierung der Öffentlichkeit und mit dem Verzicht auf ein griffiges Monitoring der 

Nebenwirkungen immer weiter:  

2. Wissensstand Swissmedic Mitte 2021 (Zulassung Jugendliche) 

220 Sechs Monate später, im Juni 2021, erweiterte Swissmedic die Zulassung der mRNA-

«Impfstoffe» auf Jugendliche ab 12 Jahren, obwohl unterdessen weitere Tatsachen hin-

zukamen, die das Risiko-Nutzen-Profil der experimentellen Substanzen weiter verschlech-

terten: 
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2.1. Risiken 

2.1.1. Risikoreiche Einheitsdosis, insbesondere für Jugendliche 

221 Für alle Erwachsenen und Jugendlichen ab 12 Jahren wurde für die Grundimmunisierung 

bei beiden «Impfstoffen» eine Einheitsdosis zugelassen, womit ein absolut unnötiges 

und längst ausgewiesenes Risiko eingegangen worden war.  

222 So war bereits aufgrund einer Dosisfindungsstudie ï welche Teil des Zulassungsdossiers 

darstellen musste ï von Pfizer/BioNTech klar, dass jüngere Studienteilnehmer (18ï55-

Jährige) bei allen untersuchten Dosierungen (10µg, 20µg, 30µg) häufiger und in einem 

schwereren Ausmass Nebenwirkungen generierten als ältere Studienteilnehmer (65-85-

Jährige). «Angemessen» für die 18- bis 55-Jährigen wäre laut Studie für Comirnaty da-

her eine Dosierung von 20 Mikrogramm (µg) gewesen ï trotzdem wurden für Comirnaty 

30 µg mRNA und für Spikevax gar 100 µg mRNA ï also ein fünffach erhöhter Wert ï 

flächendeckend zugelassen. 

2.1.2. Comirnaty: 42'086 Nebenwirkungen und 1200 Todesfälle bis Februar 2021 

223 Pfizer/BioNTech reichte mutmasslich im April/Mai 2021 den Zulassungsbehörden einen 

«Post Marketing Pharmacovigilance-Report» ein. Der Bericht, welcher die Daten vom 

Zeitpunkt der Marktzulassung bis zum 28. Februar 2021 ï also von gerade einmal 2 ½ 

Monaten ï zusammenfasste, enthielt bereits die schiere Anzahl von Verdachtsmeldun-

gen über 42'086 Nebenwirkungen und 1ô200 Todesfªllen im Zusammenhang mit der 

«Impfung». Diese Zahlen allein waren schon höchst alarmierend und hätten ï was hinten 

N 239 ff. und N 243 f. aufgezeigt wird ï in früheren Zeiten zum umgehenden Zulas-

sungsstopp geführt. 

224 Interessanterweise wurde im Bericht unter der Rubrik «Sicherheitsbedenken» u.a. auf das 

Auftreten von schweren allergischen Reaktionen und Krankheitsverschlimmerungen durch 

die Impfung (vaccine associated enhanced disease, «VAED») inkl. Verschlimmerungen 

von Atemwegsinfekten (vaccine associated enhanced respiratory disease, «VAERD») 

hingewiesen. Diese Gefahr ist schon lange bekannt und wurde bereits im Zulassungszeit-

punkt diskutiert. Ähnliche Corona-Impfstoffe gegen SARS und MERS hatten es in der 

Vergangenheit u.a. wegen genau diesen Sicherheitsproblemen nie bis zur Marktzulas-

sung geschafft. In den Studien bei Tieren hatte sich nämlich gezeigt, dass bei Geimpften 

ï über eine Antikörper-vermittelte Verstärkung (Antibody dependent enhancement, ADE) 

ï äusserst schwere Verläufe und Todesfälle auftraten, sobald Geimpfte dem Virus 

ausgesetzt wurden.  
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225 Damit akzeptierte Swissmedic ein Risiko, welches die eigentliche Zielsetzung, nämlich 

den Schutz vor einer schweren Infektion durch SARS-CoV-2 sicherzustellen, in ihr Ge-

genteil verkehrte: Die Substanzen bargen die Gefahr einer Verschlechterung des Verlau-

fes im Vergleich zu Personen ohne Injektion. Dass zumindest der Versuch unternommen 

worden wäre, diesem massiven Risiko ï falls überhaupt möglich ï irgendwie zu begeg-

nen, ist nicht ersichtlich und wird unten abgehandelt (siehe zu den Tathandlungen hinten 

N 715 ff. und 723 ff.). 

2.1.3. Weltweite Meldungen über Nebenwirkungen bis Juni 2021 

2.1.3.1 Nebenwirkungen bei Comirnaty und Spikevax (absolute Zahlen) 

226 Bis zum 04. Juni 2021 wurden in der Schweiz, bis zum 05. Juni 2022 in der EU und den 

USA, für Comirnaty und Spikevax insgesamt 524ô438 Nebenwirkungen gemeldet ï da-

von 141ô034 schwere Nebenwirkungen und 7ô855 Todesfälle: 

 

227 Wie nachfolgend (N 243 f.) dargelegt wird, erfolgte früher ein sofortiger Studienabbruch 

oder Zulassungsrückzug, wenn weltweit nur schon ca. 50 Todesfälle (Verdachte) auftra-

ten. Dieser Alarmwert war im Juni 2021 allein schon in der Schweiz um fast das 

doppelte überschritten ï weltweit um das über 150-Fache. 

2.1.3.2 Nebenwirkungen bei Comirnaty und Spikevax (pro 1 Million «Impfdosen») 

228 Die Anzahl schwerwiegender Nebenwirkungen und solcher mit Todesfolge für Spikevax 

und Comirnaty pro 1 Million verabreichter Dosen fiel per Juni 2021 entsprechend wie 

folgt aus: 
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229 Wie nachfolgend (N 245) dargestellt, fällt das Risikoprofil aller COVID-«Impfstoffe» etwa 

im Vergleich zu den Grippeimpfstoffen geradezu verheerend aus: 

230 Ein Vergleich bei den schweren Nebenwirkungen gestaltet sich aufgrund unterschiedli-

cher Zählweisen (insbesondere die unterschiedliche Erfassung aller schweren Nebenwir-

kungen oder nur solcher mit bleibenden Schäden oder Spitalaufenthalt) zugegebener-

massen leider als schwierig. Doch das Bild ist überdeutlich: Während bei Grippeimpfun-

gen 0.28 bis 3.3 schwere Nebenwirkungsfälle pro 1 Million Dosen gemeldet werden, sind 

es Stand Juni 2021 bei Comirnaty / Spikevax 169.9 bis 436.9 ï das ist mindestens 

das 50-Fache an schweren Nebenwirkungen.  

231 Einfacher ist der Vergleich zufolge gleicher Zählweise bei den Todesfällen: Während bei 

den Grippeimpfstoffen 0.38 bis 0.63 Todesfälle auf 1 Million Dosen vermeldet werden, 

sind es bei Comirnaty / Spikevax 12.1 bis 27.8 ï das ist mindestens das 20-Fache an 

vermeldeten Todesfällen. 

232 All dies sind keine marginalen, tolerierbaren Abweichungen im tieferen Prozentbereich, 

sondern Abweichungen, die in jeder Hinsicht alarmierend sind. Schon im Juni 2021 war 

demnach offen erkennbar, dass die «befristeten» Zulassungen verheerende Fehlent-

scheide waren. 

2.1.3.3 Ausgewählte Nebenwirkungen: Herz, Thrombosen, Todesfälle, Totgeburten 

233 Eine eingehendere Analyse aller Nebenwirkungsmeldungen zu Comirnaty und Spikevax ï 

aufgeteilt nach Symptomen wie Herz (Myokarditis etc.), Gerinnungsstörungen (Thrombo-
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